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der Protest der Jugendlichen, so scheint 
es, artikuliert sich überall auf der Welt – nur 
in Deutschland nicht. In Spanien und Por-
tugal geht eine gut ausgebildete Jugend 
gegen ökonomische Sparprogramme und 
die prekären Perspektiven der eigenen Ge-
neration auf die Barrikaden. Im Wohlfahrts-
staat Schweden brennen Autos in den Vor-
orten der Hauptstadt, weil sich die jungen 
Einwanderinnen und Einwanderer ausge-
schlossen und abgehängt fühlen. In der Tür-
kei entwickeln sich die Kundgebungen ge-
gen ein Bauprojekt im Zentrum Istanbuls zu 
Bürgerprotesten gegen eine als autoritär 
empfundene Politik der konservativen Re-
gierung. Und in der arabischen Welt sind 
Jugendliche und junge Erwachsene die 
wichtigsten Träger der Bewegungen, die 
undemokratische Regierungen stürzen und 
Hoffnungen auf einen politischen Neuan-
fang der Region wachsen lassen. Doch in 
Deutschland? Hier sind Formen des Pro-
tests der jungen Generation – wenn man 
von einigen globalisierungskritischen Zelt-
lagern und einer männlich dominierten 
Netzpartei absieht – kaum auszumachen.

Allerdings: Eine solche Perspektive auf 
das Thema »Jugend und Politik« übertreibt 
durch ihre Zuspitzung auf doppelte Weise. 
Denn erstens ist die Beschreibung wegen 
der Auswahl der Beispiele willkürlich, weil 
es neben Deutschland auch zahlreiche an-
dere wohlhabende Staaten gibt, in denen 
Protestformen im Leben der allermeisten 
Jugendlichen allenfalls eine Nebenrolle 
spielen. Und zweitens schwingt in einer sol-
chen Aufzählung eine leise Klage mit, die in 
der Abwesenheit von Protest eine zu kriti-
sierende Tatsache sieht: Müsste die Jugend 

nicht rebellischer sein, lautet die implizite 
Frage, die sich darin verbirgt. Doch kann 
man eine Abwesenheit von Rebellion nicht 
auch anders deuten – vielleicht als Hinweis 
auf jugendliche Zufriedenheit mit den ei-
genen Lebensperspektiven? Und drittens 
schließlich ist Partizipation mehr als nur Pro-
test; wer die politische Teilhabe der jungen 
Generation in ihrer Gesamtheit beschreiben 
will, darf sich nicht auf reale oder virtuelle 
Demonstrationen beschränken. 

Aus diesen Gründen nähert sich diese 
Ausgabe der »DJI Impulse« dem Thema  
»Jugend und Politik«, indem sie zwei deut-
lich umfassendere Fragestellungen ver-
folgt. Der eine Fragenkomplex – gewisser-
maßen die Akteursperspektive – dreht sich 
um Meinungen und Verhalten der Jugend-
lichen in der Bundesrepublik des Jahres 
2013: Wie artikulieren sie ihre Interessen? 
Was lockt ihr Engagement hervor? Wes-
halb gehen sie seit vier Jahrzehnten immer 
stärker auf Distanz zu den etablierten Par-
teien? Wie nutzen sie das Internet für poli-
tische Partizipation? Der andere Fragen-
komplex – gewissermaßen die institutio-
nelle Perspektive – konzentriert sich auf die 
Möglichkeiten der politischen Teilhabe, 
die unsere Gesellschaft Jugendlichen bie-
ten kann: Wie könnte es der etablierten 
Politik gelingen, mehr Jugendliche zu er-
reichen und vielleicht sogar zu begeistern? 
Welche Möglichkeiten haben Schulen, po-
litisches und gesellschaftliches Engage-
ment zu fördern? Sollte das Mindestalter 
für die Wahl des deutschen Bundestages 
bei 18 Jahren belassen werden – oder auf 
16 gesenkt werden? Diese Fragen werden 
in dieser Ausgabe diskutiert.

THOMAS RAUSCHENBACH

Deutlich wird dabei durchgehend, dass 
Klagen über eine angeblich passive Ju-
gend unangebracht sind. Denn einerseits 
gibt es Erfolgsmodelle für die Förderung 
jugendlichen Engagements, etwa in der 
Schule: Wenn Schulen entsprechende An-
gebote machen, entdecken sie schnell, 
welche Resonanz und welche Effekte das 
bei Jugendlichen hat. Und andererseits 
sind »die« Jugendlichen in Deutschland 
zwar vielleicht nicht rebellisch, gleichwohl 
bereit zur Beteiligung: Sie wollen partizi-
pieren, auch wenn sie dem politischen Sys-
tem in seiner derzeitigen Form passende 
Angebote nicht zutrauen. Darin stecken 
hohe Erwartungen, zu deren Verständnis 
dieses Heft beitragen soll.                        
 
Eine interessante Lektüre wünscht Ihnen

Thomas Rauschenbach, 
Direktor des Deutschen Jugendinstituts

Liebe Leserinnen und Leser,
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Immer weniger junge Menschen gehen zur Wahl oder engagieren sich in Parteien. In Studien wird deshalb 

vor einer wachsenden Distanz zum politischen System gewarnt. Warum sich Bundestagspräsident  

Norbert Lammert dennoch keine Sorgen um die Demokratie macht, was Parteien von Bürgerinitiativen 

lernen können und welche Kernaufgaben die politische Bildung hat

»Nicht hinter jeder Wahlenthaltung 
stecken Frust und Protest«

DJI Impulse: Herr Prof. Dr. Lammert, die Wahlbeteiligung 

der 18- bis 30-Jährigen sank bei den Bundestagswahlen  

in den vergangenen zehn Jahren auf knapp über 60 Prozent. 

Gleichzeitig nimmt die Zahl der Parteiaktiven ab. Ist das 

eine Gefahr für unsere demokratische Kultur?

Bundestagspräsident Norbert Lammert: Wenn die Jungwähler 
im Vergleich zu den älteren Wahlberechtigten von ihrem Wahl-
recht zögerlichen Gebrauch machen, so hat das auch damit zu 
tun, dass viele Erstwähler unsicher sind, wem sie ihre Stimme 
geben sollen. Schließlich haben sie sich noch nicht jahrelang 
mit Politik, Parteien und Programmen beschäftigt. Deshalb 
finde ich den Unterschied zwischen den Erst- und Jungwählern 

auf der einen Seite und der älteren Wählerschaft auf der ande-
ren erklärlich und nicht Besorgnis erregend. In meinen persön-
lichen Begegnungen mit jungen Leuten stelle ich immer den 
Rang des Wahlrechts heraus: Das größte Privileg einer Demo-
kratie ist doch die Möglichkeit, selbst darüber zu bestimmen, 
von wem das Land regiert werden soll. Wer auf sein Wahlrecht 
verzichtet, überlässt anderen die Entscheidung über seine eige-
nen Angelegenheiten. Was die sinkende Zahl von Parteimit-
gliedschaften angeht, muss man dieser Entwicklung die Tatsa-
che gegenüberstellen, dass gleichzeitig das politische Engage-
ment außerhalb von Parteien – zum Beispiel in Bürgerinitiativen 
– stark zugenommen hat, gerade auch bei jungen Leuten.
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DJI Impulse: Die wachsende Wahlabstinenz wird in vielen 

Studien als Ausdruck einer voranschreitenden Entfrem-

dung zwischen jungen Menschen und dem politischen 

System interpretiert. Der Sozialwissenschaftler Klaus 

Hurrelmann spricht von einem »stillen Protest«, der eine 

große Herausforderung für die politische Elite sei. 

Lammert: Es gibt unterschiedliche Motive, vom Wahlrecht kei-
nen Gebrauch zu machen. Früher ging man zum Beispiel auch 
deshalb wählen, weil man das als staatsbürgerliche Verantwor-
tung, ja sogar als Pflicht sah. Diese Haltung ist heute weniger 
verbreitet. Jedenfalls stecken nicht hinter jeder Wahlenthaltung 
immer nur Frust und Protest. Auch das genaue Gegenteil, näm-
lich eine beachtliche Zufriedenheit mit der Politik und ihren 
Akteuren, jedenfalls mit den aktuellen Verhältnissen, kann ein 
Grund sein, nicht wählen zu gehen. 

DJI Impulse: Der Bundestag ist das Rückgrat der Demokra-

tie. Nur ein Dutzend der 620 Bundestagsabgeordneten sind 

jünger als 32 Jahre, aber rund 250 sind älter als 62 Jahre. 

Das Durchschnittsalter liegt bei Mitte Fünfzig. Hat der 

Bundestag ein Jugendproblem?

Lammert: Ich darf eine weitere Zahl hinzufügen: Die rasant 
wachsende Gruppe der Menschen über 80 Jahre ist überhaupt 
nicht im Parlament vertreten! Insofern hat der Bundestag kein 
Jugend-, sondern ein Altersproblem. Sie haben aber dennoch 
Recht: Ich fände es gut, wenn wir noch mehr jüngere Kollegin-
nen und Kollegen im Parlament hätten.   

DJI Impulse: Der Bundestag hat zuletzt über die Senkung 

des Wahlalters von 18 auf 16 Jahre diskutiert, die Öster-

reich und manche deutsche Bundesländer bereits umge-

setzt haben. Wäre dies ein geeignetes Instrument, um den 

Anliegen der Jugendlichen – etwa Umweltschutz, Armuts-

bekämpfung oder Kriegsvermeidung – einen angemessenen 

Stellenwert zu geben? 

Lammert: Alle Themen, die Sie genannt haben, werden ja be-
reits sehr intensiv und regelmäßig im Bundestag behandelt. Ich 
sehe daher nicht, warum dazu eine Senkung des Wahlalters 
notwendig wäre. Der Vorschlag ist gut gemeint, aber nicht gut 
durchdacht. Warum ausgerechnet mit 16 und nicht mit 15 
oder 17 Jahren? Für keine dieser Altersgrenzen gibt es eine 
überzeugende Begründung – am ehesten noch für das 18. Le-
bensjahr. Bisher war es nämlich so, dass wir einen Zusammen-
hang zwischen der Volljährigkeit und den sich daraus ergeben-
den Rechten und Pflichten eines gleichberechtigten, mündigen 
Staatsbürgers bewahrt haben. Daran würde ich gern festhalten.  

DJI Impulse: Trotz der Distanz zum politischen System 

sind junge Menschen nicht unpolitisch, im Gegenteil: Sie 

wollen mitgestalten, weichen aber aus auf punktuelle 

Aktionen bei Menschenrechts- und Umweltschutzorgani-

sationen oder andere informelle Aktionen außerhalb der 

Parteien. Was machen Nichtregierungsorganisationen 

besser als Parteien? 

Lammert: Ob sie es »besser« machen, weiß ich nicht, sie machen 
es jedenfalls anders. Nämlich mit den von Ihnen genannten zeit-
lich befristeten Projekten und Kampagnen, die jungen Leuten 
heute offenbar eher entgegenkommen. Nichtregierungsorgani-
sationen haben es aber in manchen Punkten auch leichter als 
politische Parteien, jedenfalls wenn sie Volksparteien sind. Denn 
Nichtregierungsorganisationen sind überwiegend politische 
Ein-Themen-Organisationen. In einer Gesellschaft gibt es aber 
sehr viele widerstreitende Interessen. Parteien übernehmen es, 
diese Interessen zu bündeln, Teilhabe zu organisieren, Kompro-
misse zu finden. Das ist eine komplexe, mühsame und gleichzei-
tig hochwichtige Leistung für die Demokratie. Dies Jugendli-
chen zu vermitteln – und sie für ein Engagement in Parteien zu 
motivieren – ist auch eine Aufgabe politischer Bildung.

DJI Impulse: Wie können Parteien das große politische 

Aktivitätspotenzial der jungen Leute stärker für sich nutzen?

Lammert: Dafür habe ich kein Patentrezept und in den Partei-
zentralen sucht man auch immer noch nach der richtigen Ant-
wort. Dass junge Leute engagiert sind, Interesse daran haben, 
Verantwortung zu übernehmen und mitgestalten wollen, steht 
ja völlig außer Frage. Ich glaube sogar, dass wir derzeit eine 
besonders aktive Jugend haben. Bei der jüngsten Hochwasser-
katastrophe waren es ja gerade die jungen Leute, die als frei-
willige Helfer angepackt haben. Etwas von diesem Aktivitäts-
potenzial der Jugend auch für die Politik zu gewinnen, wäre 
schon schön. 

DJI Impulse: Jugendliche schreckt nicht selten die Hinter-

zimmerkultur eines Partei-Ortsverbands ab. Mangelt es an 

neuen politischen Beteiligungsformen?

Lammert: Der Typus des Bürgers, der sich für die gesamte Pa-
lette der Politik interessiert und regelmäßig die Sitzungen sei-
nes Partei-Ortsverbandes besucht, ist tendenziell vom Aus-
sterben bedroht. Das wissen die Parteien natürlich auch. Was 
ihr Organisationsprinzip angeht, können sie sicher von Bür-
gerinitiativen das eine oder andere lernen. Die Parteien haben 
sich schon immer als ausgesprochen lern- und anpassungsfä-
hig erwiesen.  

»Ich sehe nicht, warum eine Senkung des Wahlalters notwendig wäre.  
Der Vorschlag ist gut gemeint, aber nicht gut durchdacht.«

Jugend und Politik // THEMA



einmal schlicht Kenntnisse vermitteln, beispielsweise über die 
Grundzusammenhänge von Politik und Wirtschaft. Daneben 
muss politische Bildung Werte vermitteln und Orientierung 
geben. Und sie muss beweglich sein, soll heißen, politische Bil-
dungsarbeit muss sich immer wieder neu auf veränderte Rah-
menbedingungen, Erfahrungen, Kommunikationsformen ein-
stellen. Konstant bleibt allein das Ziel: von der Demokratie zu 
überzeugen, im Idealfall: für die Demokratie zu begeistern.  

DJI Impulse: Trotz dieser enormen Wichtigkeit der politi-

schen Bildungsarbeit wurde in den vergangenen Jahren 

gerade bei ihr gespart. Besonders deutlich zeigen das die 

finanziellen Einschnitte in Millionenhöhe bei der Bundes-

zentrale für politische Bildung, die unter anderem freie 

Träger in ihrer Arbeit finanziell unterstützt. Eine Studie 

der Konrad-Adenauer-Stiftung legt zudem offen, dass seit 

Anfang des Jahrtausends auch vom Bundesjugendministe-

rium das Budget für politische Bildung gekürzt wurde. 

Können Sie das nachvollziehen? 

Lammert: Die Mittel zur Auseinandersetzung mit Ursachen 
und Folgen des Rechtsextremismus sind zuletzt deutlich er-
höht worden. In der Demokratie geht es um Mitwirkung und 
Teilhabe, und in der politischen Bildung geht es – vereinfacht 
gesagt – darum, die »Spielregeln« dafür zu vermitteln. Demo-
kratie muss immer wieder neu gelehrt und gelernt werden. Die 
Träger politischer Bildungsarbeit leisten hier viel für unsere 
Demokratie. Deshalb steht der Staat auch in der Pflicht, die Bil-
dungsträger bei ihrer Arbeit zu unterstützen, genauso wie diese 
in der Pflicht stehen, die Adressatinnen und Adressaten mit ih-
rer Bildungsarbeit auch wirklich zu erreichen. Wie viel Geld 
welchem Träger für welche Arbeit zur Verfügung gestellt wer-
den kann, muss dann jeweils im Einzelfall entschieden werden.  

DJI Impulse: Was sollte sich die neue Bundesregierung für 

die nächste Legislaturperiode vornehmen?

Lammert: Wie jede Bundesregierung bisher: auf der Höhe der 
Zeit und ihrer jeweiligen Herausforderungen bleiben!                  
 
Interview: Birgit Taffertshofer 

DJI Impulse: Als die »Piratenpartei« enormen Zulauf bei 

jungen Menschen fand, erkannten auch die etablierten 

Parteien, dass sie etwas verpasst haben. Seitdem sind etliche 

Bundestagsabgeordnete in sozialen Netzwerken, auf 

Twitter oder anderen Internetplattformen aktiv. Sind Sie 

den Piraten dankbar für diesen Anstoß?

Lammert: Die Erfahrungen, die Abgeordnete mit den neuen 
kommunikativen Möglichkeiten machen, sind ja durchaus 
zwiespältig. Jedenfalls habe ich von manchen auch schon Kla-
gen über eine gewisse digitale Erschöpfung gehört. Davon, 
dass sich mit den neuen technischen Möglichkeiten auch die 
Qualität der Kommunikation verbessert, bin ich persönlich 
nicht überzeugt. Ich nutze deshalb zum Beispiel Twitter be-
wusst nicht. Hier scheint mir der Zeitaufwand deutlich höher 
als der Nutzen.  

DJI Impulse: Laut der aktuellen Shell-Studie fühlen sich in 

Deutschland 20 Prozent der 15- bis 25-Jährigen abgehängt 

von der Gesellschaft. In dieser Gruppe wächst nicht nur die 

Unzufriedenheit mit der eigenen Situation, sondern auch 

mit der Demokratie. Mal geben sie Stimmen für radikale 

Parteien ab, mal treibt es sie zu ausländerfeindlichen 

Aktionen. Nimmt die Politik dieses Problem ernst genug?

Lammert: Wichtig ist, Kinder und Jugendliche frühzeitig gegen 
rechtsextremistische Gedanken zu stärken und für die Werte der 
Demokratie zu sensibilisieren. Gerade Schulen leisten hier viel, 
sie sind ein idealer Ort für die Prävention gegen Rechtsextremis-
mus und für das Erlernen einer demokratischen Alltagskultur.  

DJI Impulse: Sie sagen, Sie selbst seien durch Ihr Elternhaus, 

aber ganz besonders auch durch einen Politik- und Ge-

schichtslehrer für Politik sensibilisiert und begeistert 

worden. Hat die politische Bildung in den heutigen Schulen 

den ihr angemessenen Stellenwert?

Lammert: Das lässt sich pauschal für alle Schulen seriös gar 
nicht sagen; meine eigene Erfahrung ist ja ein schönes Beispiel 
dafür, dass es immer auch auf den einzelnen Lehrer ankommt. 
Grundsätzlich hat politische Bildungsarbeit in der Schule – 
aber nicht allein dort – drei Kernaufgaben: Sie muss zunächst 

ZUR PERSON

Prof. Dr. Norbert Lammert ist seit 2005 Präsident des Deutschen Bundestags. Von 1989 bis 1998 war er 
Parlamentarischer Staatssekretär zunächst im Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft (1989–1994),  
anschließend im Bundesministerium für Wirtschaft (1994–1997) und 1997/98 im Bundesministerium für Verkehr. 
Von 2002 bis 2005 war er Vizepräsident des Deutschen Bundestags. Der Sohn eines Bäckermeisters wurde  
1948 als erstes von sieben Kindern in Bochum geboren und trat bereits 1964 in die Junge Union ein, zwei Jahre 
später in die CDU. Nach dem Abitur studierte er Politikwissenschaft, Soziologie, Neuere Geschichte und Sozial-
ökonomie an den Universitäten Bochum und Oxford (England). Als freiberuflicher Dozent in der Erwachsenen-  
und Weiter bildung veröffentlichte er unter anderem wissenschaftliche Aufsätze zur Parteienforschung und zu wirt-
schafts- und gesellschaftspolitischen Problemen. Seit 1980 ist Lammert Mitglied des Deutschen Bundestags. 
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genutzten Medien. Parallel dazu hat bei ihnen die Bereitschaft 
zur Akzeptanz politischer Entscheidungen abgenommen. Für 
Protestbewegungen aller Art ist es heute leichter als für politi-
sche Parteien, junge Menschen für ihre Ziele zu mobilisieren – 
und diese Bewegungen konkurrieren mit den Parteien um Un-
terstützung und Mitarbeit.

Bereits in den 1970er-Jahren deutete sich eine Abnahme der 
Parteibindungen der Bürgerinnen und Bürger in den postin-
dustriellen Demokratien an. Seitdem nahm der Rückgriff auf 
klassische Protestformen (zum Beispiel Demonstrationen oder 

  I           n den letzten Jahrzehnten hat sich das Verhältnis der Bürge-
rinnen und Bürger zur Politik grundlegend gewandelt. Die-
ser Wandel nahm seinen Ausgang in neuen politischen Ori-

entierungen und Verhaltensbereitschaften junger Menschen 
und hat im Laufe der Zeit zunehmend größere Teile der Bevöl-
kerung erfasst, da ältere Generationen durch nachwachsende 
ersetzt werden. Junge Menschen lassen sich in der Beurteilung 
politischer Sachfragen heute weniger von traditionellen Partei-
bindungen leiten, sondern orientieren sich stärker an Gleich-
altrigengruppen und an der Berichterstattung der von ihnen 

Das veränderte Verhältnis 
von Jugend und Politik

Von Ursula Hoffmann-Lange und Martina Gille

Junge Menschen gehen heute seltener zur Wahl als früher, aber viele interessieren sich durchaus für 

politische Themen und engagieren sich in »Neuen Sozialen Bewegungen« für konkrete, kurzfristige Ziele. 

Das hat Auswirkungen auf die Entwicklung der Demokratie und stellt Parteien und die politische  

Bildung vor neue Herausforderungen.



Petitionen) wie auch auf neue Protestformen (etwa Besetzun-
gen, Zeltdörfer oder Internetkampagnen) kontinuierlich zu. 
Die Political-Action-Studie von 1974 (Barnes u.a. 1979), die 
die politische Beteiligung in fünf entwickelten Demokratien 
untersuchte (Deutschland, USA, Großbritannien, Niederlande 
und Österreich), zeigte bei jungen Menschen erstmals eine ge-
genüber den 1950er- und 1960er-Jahren stärkere Nutzung 
nicht-verfasster politischer Beteiligungsformen wie etwa De-
monstrationen, Boykotte, Mietstreiks oder Hausbesetzungen. 
In der damaligen Bundesrepublik war der Anteil derjenigen, 
die bereits an einer genehmigten Demonstration teilgenom-
men hatten, mit 11 Prozent der befragten 15- bis 17-Jährigen 
und 18 Prozent der 18- bis 29-Jährigen noch relativ gering. 
Diese Werte sind seitdem stark gestiegen. 

Dem Jugendsurvey des Deutschen Jugendinstituts (DJI) 
2003 zufolge nimmt die Demonstrationserfahrung mit dem 
Alter zu: Während bei den 16- bis 17-Jährigen nur 24 Prozent 
von Protesterfahrungen berichten, beträgt der Anteilswert bei 
den 18- bis 29-Jährigen 34 Prozent. Bis zur jüngsten Umfrage 
von 2009 nahm dieser Anteil dann nochmals auf 43 Prozent zu 
(Gaiser/Gille 2012). Diese Zunahme des Engagements lässt 
sich nicht nur bei jungen Menschen mit höheren Bildungsab-
schlüssen feststellen, sondern erstreckt sich insgesamt auf die 
Altersgruppe der 18- bis 29-Jährigen. Zwar billigt nur eine klei-
ne Minderheit illegale Aktionen und politische Gewalt, die Be-

reitschaft zum politischen Protest bis hin zu zivilem Ungehor-
sam ist aber beträchtlich und wird von der heutigen jungen 
Generation ohne Zögern in Anspruch genommen. 

Dabei stehen vor allem Proteste gegen konkrete Infrastruk-
turmaßnahmen wie Kraftwerke, Autobahnen, Eisenbahntrassen 
oder Flughafenerweiterungen im Vordergrund, deren negative 
Auswirkungen für die Protestierenden unmittelbar absehbar 
oder die mit der Angst vor Risiken verbunden sind. Aber auch 
allgemeinpolitische Themen wie der Protest gegen soziale Unge-
rechtigkeit (etwa von der globalisierungskritischen Organisation 
»Attac« oder dem linkspolitischen Netzwerk »Blockupy«), gegen 
Einschränkungen von Freiheitsrechten oder gegen Krieg entfal-
ten vielfach eine große Mobilisierungswirkung (Roth 2012).

Interessen zu bündeln ist in postindustriellen 
Gesellschaften schwierig

Demgegenüber ist es für die politischen Parteien zunehmend 
schwieriger geworden, die vielfältigen Interessenlagen postin-
dustrieller Gesellschaften zu vereinigen und dauerhafte Unter-
stützung für ihre politischen Programme zu mobilisieren (Ro-
sanvallon 2008). Dies zeigt nicht zuletzt die gestiegene Zahl 
neuer und zumeist kleinerer politischer Parteien, die um die 
Gunst der Bürgerinnen und Bürger werben und vielfach auf 
die Interessen einer spezifischen Klientel zugeschnitten sind 

» Die Bereitschaft zum politischen Protest bis hin zu zivilem Ungehorsam  
ist beträchtlich und wird von der heutigen jungen Generation ohne Zögern  
in Anspruch genommen.«
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bots berücksichtigen. Die beträchtliche Zunahme »Neuer So-
zialer Bewegungen«, aber auch die Gründung neuer Vereine, 
hat die Wettbewerbssituation der klassischen Großorganisati-
onen und der etablierten Vereine dramatisch verschlechtert. 
Dass etablierte Vereine an die Grenzen ihrer finanziellen und 
personellen Belastbarkeit gelangen, wurde erst kürzlich in ei-
ner Studie des Wissenschaftszentrums Berlin für Sozialfor-
schung (Alscher u.a. 2013) überzeugend nachgewiesen. Viele 
neugegründete Vereine strahlen dagegen Attraktivität aus, weil 
ihr inhaltliches Spektrum spezialisiert ist und sich auf die ver-
schiedensten Themenfelder richtet. Ihr räumliches Spektrum 
reicht von Stadtteilinitiativen bis hin zu global agierenden 
Netzwerken wie »Attac«. 

Solche Gruppierungen sind nichts grundsätzlich Neues, 
aber ihre Zahl hat sich in den letzten Jahrzehnten vervielfacht 
und bietet vor allem jungen Menschen eine Fülle alternativer 
(politischer) Beteiligungsmöglichkeiten. Der auf konkrete Ziele 
und Aktionen orientierte Charakter dieser Gruppierungen ist 
für sie attraktiver als die Mitarbeit in formalen Großorganisati-
onen. Er kommt dem Bedürfnis Jugendlicher, konkret Einfluss 
zu nehmen, stärker entgegen als Organisationen, die auf allge-
meine und langfristige Ziele ausgerichtet sind.

Der Anteil der 13- bis 32-Jährigen in solchen informellen 
Gruppen liegt mit etwa 17 Prozent ähnlich hoch wie der Anteil 
derjenigen, die in dieser Altersgruppe in Vereinen (mit Ausnah-
me von Sportvereinen) oder bei der Freiwilligen Feuerwehr, 
beim Technischen Hilfswerk (THW) oder bei der Deutschen 
Lebens-Rettungs-Gesellschaft (DLRG) aktiv sind (Gaiser/Gille 
2012). Da die meisten der »Neuen Sozialen Bewegungen« auch 
politische Ziele verfolgen, lässt sich daher konstatieren, dass die 
heutige junge Generation politisch eher aktiver ist als frühere 
Generationen. Allerdings ist die Mitarbeit in diesen Gruppen 
zumeist nicht kontinuierlich, sondern beschränkt sich auf die 
Teilnahme an einzelnen Aktionen.

Weniger gebildete Jugendliche werden politisch  
ins Abseits gedrängt

Zahlreiche Studien zeigen für alle politischen Beteiligungsfor-
men eine große Kluft zwischen grundsätzlicher Beteiligungs-
bereitschaft und tatsächlicher Beteiligung. Es wäre allerdings 
verfehlt, daraus auf ein großes unerschlossenes Potenzial zu 
schließen, das bei geeigneten Mobilisierungsbemühungen leicht 
zu dauerhaftem politischem Engagement zu bewegen sei. Denn 
die Umsetzung dieser Verhaltensbereitschaft gerät in Konflikt 
mit familiären, schulischen und beruflichen Verpflichtungen 

(beispielsweise »Bündnis90/Die Grünen« oder die »Piraten-
partei Deutschland«). Die großen Volksparteien mit ihren um-
fassenden politischen Programmen und ihrem Anspruch, brei-
te Wählerschichten zu repräsentieren, tun sich demgegenüber 
schwer, den Bedürfnissen der jungen Bürgerinnen und Bürger 
nach konkreten inhaltlichen Positionen Rechnung zu tragen. 
Politischer Protest erfordert dagegen nur eine temporäre Eini-
gung auf eine Aktion, mit der Missstände angeprangert oder 
konkrete politische Maßnahmen bekämpft werden und ist ein-
facher zu organisieren.

In den letzten Jahrzehnten ist die Wahlbeteiligung 
junger Menschen zurückgegangen

Parallel zur Ausdifferenzierung der Parteiensysteme und einer 
ausgeprägteren Neigung zur Wechselwahl ist in den letzten 
Jahrzehnten auch die Beteiligung junger Menschen an Wahlen 
zurückgegangen. Dies ist allerdings nicht darauf zurückzufüh-
ren, dass die Angehörigen der jungen Altersgruppe Wahlen 
gleichgültig gegenüberstehen. Die große Mehrheit hält sie 
durchaus für sinnvoll. Abgenommen hat in Deutschland in ers-
ter Linie die Vorstellung, dass die Teilnahme an Wahlen selbst-
verständliche Bürgerpflicht ist. Insbesondere die Angehörigen 
der jüngeren Altersgruppe lehnen eine solche Bürgerpflicht ab, 
so lautet das Ergebnis einer Studie des Instituts für Demosko-
pie Allensbach im Auftrag der Bertelsmann Stiftung (Petersen 
u.a. 2013). Diese wird vielmehr davon abhängig gemacht, für 
wie wichtig der Ausgang einer Wahl gehalten wird. 

Junge Menschen beteiligen sich dann, wenn aus ihrer Sicht 
etwas Wichtiges auf dem Spiel steht oder weil sie bestimmte 
Kandidatinnen beziehungsweise Kandidaten für besonders 
vertrauenswürdig halten. Dies ließ sich beispielsweise 2008 in 
den USA beobachten, als der Präsidentschaftskandidat Barack 
Obama viele junge Menschen für den Wahlkampf begeisterte 
und deren Wahlbeteiligung steigerte. Der Anteil der Jungwäh-
lerinnen und -wähler (18 bis 24 Jahre) bei Präsidentschaftswah-
len nahm zwischen 2000 und 2008 um 12 Prozent zu, bei einem 
allerdings im Verhältnis zu den europäischen Ländern immer 
noch sehr niedrigen Niveau der Wahlbeteiligung in dieser Alters-
gruppe von lediglich 49 Prozent (File/Crissey 2010).

Die Mitgliedschaft in traditionellen Vereinen, Verbänden 
und politischen Parteien, aber auch in Gewerkschaften und 
Kirchen, ist heute ebenfalls stark rückläufig. Dieser Rückgang 
ist allerdings kein Beleg dafür, dass junge Menschen heute we-
niger engagiert sind als früher. Hier muss man vielmehr die 
wesentlich ausdifferenziertere Struktur des Beteiligungsange-

» Die heutige junge Generation ist politisch eher aktiver als frühere Generationen. 
Allerdings ist ihre Beteiligung zumeist nicht kontinuierlich, sondern beschränkt 
sich auf einzelne Aktionen.«
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sowie dem Wunsch nach Freizeit. Daher ist die Entscheidung 
für ein dauerhaftes Engagement in politischen Parteien oder 
anderen Organisationen schon immer Sache einer Minderheit 
gewesen. Die Teilnahme an einzelnen Aktionen hat demgegen-
über ein geringeres Maß an Verbindlichkeit. Aus diesem Grund 
ist die organisatorische Kontinuität der »Neuen Sozialen Bewe-
gungen« meist geringer.

Die Einführung direkt-demokratischer Instrumente wie 
etwa Volksinitiativen, Referenden oder Bürgerforen kommt den 
politischen Bedürfnissen junger Menschen entgegen. Allerdings 
gilt für diese neuen Möglichkeiten ebenfalls, dass die Jugendli-
chen sie nur fallweise und nicht regelmäßig ergreifen. Sie wer-
den in erster Linie als zusätzliche Optionen zur Artikulation der 
eigenen Forderungen an die Politik wahrgenommen und am 
häufigsten von denjenigen genutzt, die ohnehin bereits politisch 
aktiv sind. Die Beteiligung an diesen Verfahren hängt von den-
selben Faktoren ab, wie sie auch für andere politische Partizipa-
tionsformen gelten. Grundsätzlich werden alle politischen Mit-
wirkungsmöglichkeiten, von der Beteiligung an Wahlen bis hin 
zu zeitaufwändigen Aktivitäten wie der Mitarbeit in politischen 
Parteien und Verbänden, überproportional von den höher Ge-
bildeten genutzt. Jede zusätzliche Beteiligungsmöglichkeit ver-
stärkt daher tendenziell die Ungleichheit der politischen Beteili-
gung (Kaase 1981; Merkel 2011). 

Dies spricht zwar nicht gegen neue Mitwirkungsmöglich-
keiten, sie dienen aber auch kaum zum Abbau der Politikferne 
bei denjenigen, die von der Politik besonders schwer erreicht 
werden. Ohne zusätzliche Bemühungen, weniger privilegierte 
junge Menschen an die Politik heranzuführen, werden deren 
Bedürfnisse durch die neuen Beteiligungsformen eher noch 
stärker unberücksichtigt bleiben. Junge Menschen ohne besse-
re Schul- und Berufsausbildung laufen dadurch verstärkt Ge-
fahr, nicht nur beruflich und finanziell, sondern auch politisch 
an den gesellschaftlichen Rand gedrängt zu werden, weil ihnen 
aufgrund ihres geringeren politischen Wissens die Artikulati-
onsmöglichkeiten für Forderungen an die Politik fehlen und 
sie die bestehenden Beteiligungsmöglichkeiten weniger nutzen.

Die genannten Entwicklungen haben die Komplexität po-
litischer Willensbildungsprozesse in den postindustriellen De-
mokratien erhöht. Sie sind für die politischen Parteien mit 
Herausforderungen verbunden, die angesichts schwindenden 
politischen Vertrauens, einer zunehmenden Zahl von Wech-
selwählerinnen und -wählern sowie abnehmender Folgebe-
reitschaft vor allem der jungen Bürgerinnen und Bürger ver-
suchen müssen, eine steigende Zahl von Einzelforderungen 
verschiedener gesellschaftlicher Gruppen unter einen Hut zu 
bringen und dennoch politisch handlungsfähig zu bleiben. 
Zugleich deutet die teilweise kompromisslose Haltung der 
jungen Protestierenden auch auf Defizite in deren Politikver-
ständnis hin. Denn Demokratie benötigt nicht nur aktive Bür-

gerinnen und Bürger, die ihre politischen Forderungen ein-
bringen, sondern auch die Akzeptanz der Unvermeidlichkeit 
von Interessenkonflikten sowie die Bereitschaft, die eigenen 
politischen Positionen nicht zu verabsolutieren und sich auf 
Aushandlungsprozesse mit politisch Andersdenkenden ein-
zulassen. In der Vermittlung dieser beiden gleichermaßen 
wichtigen Aspekte demokratischer Politik liegt eine zentrale 
Aufgabe politischer Bildung.                                                         

» Demokratie benötigt nicht nur aktive Bürgerinnen und Bürger, sondern  
auch die Bereitschaft, die eigenen politischen Positionen nicht zu verabsolutieren 
und sich auf Kompromisse einzulassen.«

THEMA // Jugend und Politik
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Anteil. In der Regel sind nicht die Ärmsten der Armen auf der 
Straße, sondern gesellschaftliche Gruppen, die sich um ihre 
Aufstiegs- und Wohlstandswünsche und ihre Freiheitsrechte 
betrogen sehen.

In seinem fiktiven Reisebericht vom arabischen Frühling zur 
»Occupy«-Bewegung spricht der Politikwissenschaftler Wolf-
gang Kraushaar (2012) mit einigem Recht von einem »Aufruhr 
der Ausgebildeten«. Dennoch handelt es sich nicht um klassische 
Generationenkonflikte, die ihre Energie aus der Differenz von 

W           er heute weltweit nach neuen Formen der politi-
schen Partizipation junger Menschen sucht, wird 
vermutlich nicht nach Deutschland blicken. Re-

bellionen, unerwartete Aufbrüche oder spektakuläre Proteste 
hat es in den letzten Jahren vor allem im arabischen Raum, in 
Spanien, Frankreich, Großbritannien und in jüngster Zeit in 
der Türkei und in Brasilien gegeben. An all diesen Mobilisie-
rungen haben meist besser (aus-)gebildete, aber um ihre Zu-
kunftschancen betrogene junge Menschen einen erheblichen 

Weltweite Proteste – 
in Deutschland bleibt es (noch) ruhig

Von Roland Roth

Junge, gut ausgebildete Menschen demonstrieren in vielen Teilen der Welt friedlich gegen die  

Perspektivlosigkeit ihrer Generation. Von den etablierten Parteien enttäuscht erfinden sie neue Formen 

des Protests, auf die die Politik reagieren muss.



»alt« versus »jung« gewinnen. Gegner sind vielmehr das »große 
Geld« und eine damit eng verknüpfte politische Klasse, die ver-
sucht, die eigenen Machtansprüche und Bereicherungschancen 
zu Lasten der nachwachsenden Generation zu sichern. 

Auch wenn die Ausstrahlung dieser Proteste auf Deutsch-
land bislang unterblieb, lohnt es sich, auf einige Merkmale nä-
her einzugehen, denn sie könnten zur Signatur des politischen 
Engagements einer Generation werden. 

Die Massenproteste sind demonstrativ friedlich

Zunächst fällt auf, wie demonstrativ friedlich das Gros der 
Massenproteste geblieben ist: ziviler Ungehorsam in Form von 
Platzbesetzungen und Protestcamps, aber keine strategische 
Gewaltanwendung oder Verherrlichung der Militanz, wie sie in 
früheren Protestkonjunkturen häufiger anzutreffen waren. Die 
Nähe zum Volksfest, zur Party oder zum Familienausflug ist 
gewollt und wird durchgehalten, zumindest solange kein Krieg 
gegen die versammelten Bürgerinnen und Bürger geführt wird. 
Der Protest der stehenden, in ihrer Bewegung verharrenden 
Personen ist eine der imponierenden Ausdrucksformen de-
monstrativer Zivilität, den bei-
spielsweise die Bewohnerinnen 
und Bewohner von Istanbul zum 
Protestrepertoire beigesteuert ha-
ben. In dieses Bild passen auch 
die vielfältigen individualisier-
ten und selbstbestimmten Aus-
drucksformen des Straßenpro-
tests von heute. 

Auffällig sind die Versuche, 
im Protest selbst Versammlungs-
demokratie zu praktizieren. Das 
Streben nach »wirklicher Demokratie« zeichnet sich bei diesen 
Protestformen dadurch aus, dass die unterschiedlichsten Men-
schen mit ihren Meinungen zu diesen vielfältigen Protestfor-
men beitragen können. Damit werden zugleich die Individua-
lität und die unterschiedlichen Meinungen von anderen Men-
schen respektiert. Ohne auf vorgängige organisatorische Ver-
einheitlichungen oder verbindende Klassenkulturen setzen zu 
können, muss die gemeinsame Agenda erst im Protest gefun-
den werden. Dabei kommt es darauf an, dem »Wissen der Vie-
len« möglichst große Entfaltungschancen einzuräumen. In der 
Folge bleiben solche Bewegungen eigentümlich führerlos, 
meist fehlen prominente Sprecherinnen und Sprecher. Die 
Schattenseiten dieser im Protest geborenen Versammlungsde-
mokratie dürfen aber keineswegs übersehen werden. Sie erfor-
dert möglichst permanente Anwesenheit und schließt damit 
diejenigen aus, die nicht in gleicher Weise präsent sein können. 
Indem in einer solchen Versammlungsdemokratie organisato-
rische Entlastungen zurückgewiesen werden, bleibt sie not-
wendig temporär, fragil und ungewollt exklusiv.

In ihrem Buch »Alone together« hat die US-amerikanische 
Techniksoziologin Sherry Turkle die paradoxe Vergesellschaf-
tungsweise beschrieben, die mit dem Einzug von Internet und 
sozialen Medien in den Alltag verbunden ist. Dass die neuen 
Medien für die Mobilisierung und Verbreitung des gegenwärti-
gen Aktivismus eine wichtige Rolle spielen, ist vielfach be-
schrieben worden. Auf den ersten Blick scheint die Lust an der 
direkten Kommunikation auf den großen Plätzen diesem Be-
fund zu widersprechen. Aber in dieser Suche nach »realer«, un-
mittelbarer Demokratie, die bereits viele der globalisierungs-
kritischen Bewegungen von den Weltsozialforen in Porto Alegre 
bis zu den Bankenprotesten von »Occupy« ausgezeichnet hat, 
kommt auch das Spannungsverhältnis der beschleunigten Ver-
einzelung und einer internetgestützten Gemeinschaftsbildung 
zum Ausdruck. Es stellt sich deshalb die Frage, welche neuen 
politischen Organisationsformen sich jenseits von zufälligen 
und situationsbedingten Vergemeinschaftungen im Protest he-
rausbilden können. 

Die Auseinandersetzung mit den jeweils Herrschenden hat 
die Agenda des Protests in Richtung Gerechtigkeit, Gemein-
güter und moralische Kapitalismuskritik verschoben. Die Em-

pörung über wachsende soziale 
Ungerechtigkeiten, die Verteidi-
gung von Gemeingütern, etwa 
des Taksim-Platzes in Istanbul, 
oder die Empörung über die ex-
zessive Bereicherung der Finanz-
eliten erinnert an eine Kapita-
lismuskritik, die bereits vor Karl 
Marx von populären Autoren 
wie Thomas Hodgskin in seiner 
1825 veröffentlichten Schrift 
»Labour defended against the 

claims of capital« vorgebracht wurde. Freilich geht es heute 
nicht mehr vorrangig um die Wertschätzung handwerklich ge-
prägter Arbeit, worauf Hodgskin vor allem sein Interesse ge-
richtet hat, sondern um das Versprechen auf Wohlstand, Wohl-
fahrt und gesellschaftliche Teilhabe, das mit der Expansion von 
Bildungsprozessen und Bildungsmöglichkeiten verbunden wird.

Hier liegt vermutlich eine der ausschlaggebenden Ursa-
chen, weshalb sich jugendlich geprägte politische Aktivitäten 
gegenwärtig in Deutschland eher im Kleingruppenformat ab-
spielen. Um die Zukunftsaussichten der gut gebildeten Jugend-
lichen steht es in Deutschland dank Konjunktur und Demo-
grafie zurzeit nicht schlecht. Dass mehr als 20 Prozent dieser 
Generation als »Risikojugendliche« ohne die nötigen Schulab-
schlüsse beziehungsweise »Beschäftigungsfähigkeit« in Über-
gangssystemen ohne garantierten Übergang »geparkt« werden, 
gehört zu den häufig unterschlagenen Wirklichkeiten dieser 
Republik, wie auch die skandalös wachsende Kinderarmut in 
einem reichen Land. Nach allen Erfahrungen fehlen diesen Aus-
geschlossenen das Selbstvertrauen und die Energie, um selbst 

Das Streben nach »wirklicher Demokratie« 

zeichnet sich bei diesen Protestformen dadurch 

aus, dass die unterschiedlichsten Menschen  

mit ihren Meinungen zu diesen vielfältigen  

Protestformen beitragen können.
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auf die Straße zu gehen. Ihr Protest formiert sich erst dann in 
gewaltförmigen Aufständen, wie beispielsweise in den franzö-
sischen »banlieues« (Vororten) oder den britischen Groß-
stadtquartieren, wenn ihre Abwertung und soziale Ausgren-
zung die Schwelle des Erträglichen überschritten haben. 

Dies scheint gegenwärtig in 
Deutschland nicht der Fall. Die 
Hoffnung, dass die demogra-
fische Entwicklung (Stichwort 
Fachkräftemangel) auch den Bil-
dungsverlierern und sozial Be-
nachteiligten der nachwachsen-
den Generation größere Lebens-
chancen eröffnen wird, vertrös-
tet zusätzlich. Mit den offenen 
Grenzen innerhalb der EU-Län-
der könnten jedoch die sozialen 
Probleme wandern. Ob sie dabei abgemildert werden oder die 
aktuell geforderte Willkommenskultur die Lage der einheimi-
schen »Risikojugendlichen« noch verschärfen wird, bleibt ab-
zuwarten. Auch EU-weite solidarische Lösungen sind denk-
bar und zu wünschen.

Die Distanz vieler Jugendlicher zur etablierten 
Politik nimmt zu

Soziale Lagen sind nur einer von mehreren Faktoren, wenn 
es um die Bereitschaft zum Protest geht. Ohne die Unter-
schiede zu den politischen Regimen in den Protestländern zu 
vernachlässigen, auch in der Bundesrepublik nimmt die Dis-
tanz vieler Jugendlichen zur etablierten Politik und ihren 
Formen weiter zu. In ihrer Mehrheit sehen sie sich weder re-
präsentiert noch angemessen beteiligt. Schon vor Jahren 
wurde von den Großparteien vermeldet, dass sie weitgehend 
jugendfrei sind. Auch das Vertrauen in die Gemeinwohlori-
entierung und in die Leistungsfähigkeit der parlamentari-
schen Demokratie sinkt ständig. Die repräsentativen Grund-
strukturen sind auf professionelle Eliten zugeschnitten und 
stammen aus einer Zeit, als fünf Prozent eines Jahrgangs den 
Weg an die Hochschule fanden. Heute sind es circa 50 Pro-
zent. Damals dominierte das autoritäre »Solange du deine 
Füße unter meinen Tisch stellst, hast du hier nichts zu sa-
gen!« Heute wachsen zwei Drittel der jungen Menschen in 
»Verhandlungsfamilien« auf, in denen diskutiert und wech-
selseitige Ansprüche verhandelt werden.

Die politischen Mitsprache- und Gestaltungsansprüche 
sind deutlich gestiegen. Nicht zuletzt das Internet hat den 
Wissensvorsprung zwischen Expertinnen und Experten sowie 
Entscheidungsträgerinnen und -trägern einerseits und einer 
interessierten Bürgerschaft andererseits drastisch verringert. 
»Alternativlos« ist zum Unwort geworden. Mehr als 90 Pro-
zent fordern heute in repräsentativen Befragungen mehr di-
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rekte Bürgerbeteiligung, und zwei Drittel der jungen Men-
schen halten es für legitim, dass parlamentarisch beschlossene 
Infrastrukturprojekte protestierend blockiert werden.

Da die Parteien kaum seriöse Beteiligungsangebote an eine 
zunehmend gebildete, kompetente und kritische Bürgerschaft 

jenseits der Parteikarriere ma-
chen, avancierte die »Piraten-
partei Deutschland« kurzfristig 
zum Hoffnungsträger. Ihr Ange-
bot einer »Mitmachpartei« hat 
den Nerv der jüngeren Gutgebil-
deten getroffen. Sie kann es aber 
bislang weder mit den Anforde-
rungen einer Parlamentspartei in 
Einklang bringen, noch jenes 
Vertrauen durch direkte Kom-
munikation aufbauen, das poli-

tische Repräsentation erst möglich macht.
Die Bereitschaft zu Engagement und Beteiligung ist in der 

jungen Generation deutlich gestiegen, trotzdem gilt immer 
noch das vernichtende Urteil des Bundesjugendkuratoriums 
(2009, S. 13) über den Stand der politischen Beteiligung von 
jungen Menschen in Deutschland: »zu selten, zu wenig und 
ohne Wirkung». So vergrößert sich die Kluft zwischen den 
wachsenden Beteiligungsansprüchen der nachwachsenden Ge-
neration und der elitären Abschottung des politischen Betriebs. 
Immerhin haben sich inzwischen ein paar Bundesländer und 
Kommunen daran gemacht, Politik beteiligungsorientiert neu 
zu buchstabieren. Wenn sie dabei auch noch die ausgegrenzten 
Milieus mitnehmen, liegt darin demokratisches Potenzial. Sollte 
dies nicht gelingen, genügt ein Blick auf die aktuellen Proteste in 
anderen Ländern, um zu wissen, auf welche Verhältnisse wir 
möglicherweise zusteuern.                                                  
 

In ihrer Mehrheit sehen sich Jugendliche von  

der Politik weder repräsentiert noch  

angemessen beteiligt. Schon vor Jahren wurde 

von den Großparteien vermeldet, dass sie  

weitgehend jugendfrei sind.
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Von Klaus Hurrelmann

Der Sozialwissenschaftler Klaus Hurrelmann plädiert schon seit Langem für eine Senkung des  

Wahlalters auf 16 Jahre. Die Einführung des aktiven und passiven Wahlrechts würde der Demokratie 

einen frischen und innovativen Schub verleihen.

Das Wahlalter
sollte gesenkt werden
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pflichtet, diesen Teil der Bevölkerung zu repräsentieren. Damit 
geht dem politischen Gemeinwesen soziales Kapital verloren.

Könnten Jugendliche sich in die Gesellschaftspolitik ein-
schalten, dann bekämen die Themen Umweltschutz, Kriegs-
vermeidung, Förderung der Entwicklungsländer, Gesund-
heitsförderung, Armutsvermeidung und Abbau der Arbeits-
losigkeit ein weitaus größeres Gewicht als heute. Durch die 
überstarke Repräsentanz von Älteren bei Wahlen wird heute 
ein wichtiges Prinzip des Generationsvertrages verletzt, denn 
es werden im demokratischen Meinungsbildungsprozess nur 
die Interessen der älteren Bevölkerung gefördert. Das kann 
langfristig dazu führen, dass zukunftsorientierte Themen zu 
kurz kommen.

Die kognitive Entwicklungsforschung zeigt, dass in der Al-
tersspanne zwischen 12 und 14 Jahren bei fast allen Jugendli-
chen ein intellektueller Entwicklungsschub stattfindet, der sie 
dazu befähigt, abstrakt, hypothetisch und logisch zu denken. 
Parallel hierzu steigt in dieser Altersspanne auch die Fähigkeit, 
sich sozial, ethisch und politisch zu orientieren und entspre-
chende Urteile abzugeben. Wollen wir von einer »Reife« der 
Urteilsfähigkeit – nicht der gesamten Persönlichkeit – spre-
chen, dann ist sie in diesem Alter gegeben. Aus diesen Überle-
gungen heraus spricht vieles dafür, das Wahlrecht auf ein Alter 
von wenigstens 16 Jahren abzusenken. 

Das Einräumen von Bürgerrechten ist kein Gnadenakt. Ge-
rade gegenüber Jugendlichen muss deutlich darauf hingewie-
sen werden, dass das Wahlrecht ihnen auch Verantwortung ab-
verlangt. Jugendliche wollen Politikerinnen und Politiker, die 
sich wie Volksvertreterinnen und Volksvertreter benehmen, also 
auf die Themen und Wünsche der Bevölkerung eingehen. Un-
sere Demokratie kann einen solchen frischen und innovativen 
Schub gut vertragen.                                                                          

  D           ie Lebenssituation Jugendlicher hat sich in allen In-
dustrieländern in den letzten 30 Jahren spürbar verän-
dert. Die Pubertät tritt heute so früh wie wohl noch 

nie in der menschlichen Lebensgeschichte ein. Sie liegt im 
Durchschnitt bei etwa 11,5 Jahren bei Mädchen und 12,5 Jah-
ren bei Jungen. Mit der frühen Geschlechtsreife ist eine Be-
schleunigung und Vorverlagerung der körperlichen, psychi-
schen, intellektuellen und sozialen Entwicklung verbunden. 
Entsprechend früh sehen sich die Jugendlichen den alterstypi-
schen Entwicklungsaufgaben ausgesetzt: Sie lösen sich von 
den Eltern und bauen schrittweise einen eigenen Lebensstil 
auf; sie orientieren sich an den Gleichaltrigen und treten in 
Freundschafts- und Liebesbeziehungen ein; sie übernehmen 
die Verantwortung für ihre Schullaufbahn und die berufliche 
Qualifikation; sie werden zu aktiven Konsumenten und Wirt-
schaftsbürgern, die mit Geld ebenso wie mit Medien umgehen 
können; sie bauen eine eigene Wertorientierung auf. Eltern ge-
ben ihren jugendlichen Kindern große Freiheiten, das Grund-
gesetz räumt ihnen mit 14 Jahren demonstrativ ein Selbstbe-
stimmungsrecht und die volle Religionsmündigkeit ein, und 
außerdem sind sie ab 14 Jahren strafmündig. 

Ausgerechnet der Bereich der Politik aber tut sich schwer 
mit dieser Vorverlagerung der Entwicklungsprozesse im Le-
benslauf. Jugendliche dürfen wie Erwachsene leben, von ihnen 
wird meist sogar erwartet, dass sie Verantwortung für ihr Le-
ben übernehmen. Aber politisch werden sie wie unreife Men-
schen behandelt, denen der Status eines Bürgers oder einer 
Bürgerin abgesprochen wird. 

Das Wahlrecht ab 18 ist ein Anachronismus  
der 1970er-Jahre

In einem demokratischen Staatswesen gehört die politische Be-
teiligung zum wichtigsten Bürgerrecht und darf nur unter eng 
definierten Bedingungen verwehrt werden. Es ist ein Anachro-
nismus, das Mindestwahlalter auf 18 Jahre festzulegen. Dieses 
Alter wurde auf Grund rein pragmatischer Erwägungen festge-
setzt: Es ging Anfang der 1970er-Jahre darum, so viele Jugend-
liche wie möglich zum Wehr- und Zivildienst heranziehen zu 
können, und deshalb wurden kurzerhand Mindestwahlalter 
und rechtliche Volljährigkeit von 21 auf 18 Jahre abgesenkt. 

Schließen wir die unter 18-Jährigen wie bisher sowohl vom 
aktiven als auch vom passiven Wahlrecht aus, dann sind die po-
litischen Akteure in Parlamenten und Regierungen nicht ver-

»Schließen wir die unter 18-Jährigen wie bisher sowohl vom aktiven  
als auch vom passiven Wahlrecht aus, dann sind die politischen  

Akteure in Parlamenten und Regierungen nicht verpflichtet, diesen Teil 
der Bevölkerung zu repräsentieren.«
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  I           mmer wieder wird eine Absenkung des Wahlalters als 
Mittel gegen eine angenommene »Politikverdrossenheit« 
bei Jugendlichen vorgeschlagen. Dabei werden oft Thesen 

vertreten, die in der Fachwelt längst widerlegt sind und mit 
Blick auf das Wahlrecht keine Rolle spielen sollten. 

Dazu gehört die Behauptung, dass Jugendliche in ihrer po-
litischen Urteilsfähigkeit auch vor der Volljährigkeit reif genug 
seien, an Wahlen teilzunehmen. Eine »Wahlreifebeurteilung« 

kennt das Wahlrecht aber nicht – und wird im Übrigen auch 
bei Erwachsenen nicht vorgenommen. Auch die Behauptung, 
dass minderjährige Jugendliche ein ausgesprochen hohes In-
teresse an Politik besitzen, kann eine Herabsetzung des Wahl-
alters nicht begründen. Das Kriterium des Politikinteresses ist 
in der Demokratie keine Voraussetzung für das individuelle 
Wahlrecht. Das Argument, dass eine Senkung des Wahlalters 
die Wahlbeteiligung beeinflusst, kann ebenso wenig überzeu-

Klarheit statt Willkür
Das Wahlrecht gehört zur Volljährigkeit

Von Stephan Eisel

Der Politikwissenschaftler Stephan Eisel plädiert für die Beibehaltung des Wahlrechts ab 18 Jahren.  

Eine Senkung des Wahlalters entspräche nicht den Rechten und Pflichten von unter 18-Jährigen. 
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Das Kriterium der Volljährigkeit schützt das Wahlrecht vor 
Willkür. Je nach eigener Interessenlage werden nämlich immer 
wieder verschiedene Altersgrenzen in die politische Debatte 
eingebracht werden. SPD und Grüne befürworten beispiels-
weise eine Absenkung des Wahlalters auf 16 Jahre. Bundesju-
gendring und Kinderhilfswerk plädieren für eine Grenze bei 
14 Jahren. Die »Piratenpartei Deutschland« hat in Berlin eine 
Absenkung auf 7 Jahre beantragt. Die Jugendorganisationen 
von Piratenpartei und »Bündnis 90/Die Grünen« wollen sogar 
jede Altersgrenze abschaffen.

Wie willkürlich die Abkoppelung des Wahlalters von der 
Volljährigkeit ist, zeigt sich auch daran, dass sich die Debatte 
einseitig auf das aktive Wahlrecht beschränkt, das passive 
Wahlrecht aber ausspart. Die Befürworter einer Senkung des 
aktiven Wahlalters müssen sich aber fragen lassen, warum sie 
Jugendlichen das Recht verwehren wollen, andere Gleichaltri-
ge zu wählen, die ebenfalls noch nicht volljährig sind. Sie 
müssten dazu jedoch die Absenkung der Volljährigkeitsgren-
ze vorschlagen, denn für Minderjährige lässt sich die Freiheit 
des Mandats wegen des Interventionsrechts von Erziehungs-
berechtigten nicht garantieren.

Übrigens lehnen in allen (!) bisherigen Umfragen die be-
troffenen minderjährigen Jugendlichen eine Herabsetzung des 
Wahlalters mit deutlicher Mehrheit ab. Erwachsene sollten das 
ernst nehmen, anstatt Minderjährige in der Hoffnung auf den 
eigenen politischen Vorteil zwangszubeglücken.                          

gen. In der freiheitlichen Demokratie existiert das Wahlrecht 
unabhängig davon, ob es tatsächlich ausgeübt wird und wie es 
sich auf die Wahlbeteiligung auswirkt.

Bei der Festlegung des Wahlalters sollte es um die Anwen-
dung allgemein akzeptierter Kriterien gehen. Die Verknüp-
fung von Wahlrecht und Volljährigkeit ist die stichhaltigste 
und plausibelste Regelung und auch frei von politischem Ma-
nipulationsverdacht.

Der Zusammenhang zwischen Wahlalter und Volljährigkeit 
konkretisiert sich in der Frage, warum jemand über die Ge-
schicke der Gesellschaft mitentscheiden soll, den diese Gesell-
schaft noch nicht für reif genug hält, seine eigenen Lebensver-
hältnisse selbstständig zu regeln. Die Wahlberechtigung für 
Minderjährige ist ein Widerspruch in sich, weil sie das Wahl-
recht von der Lebens- und Rechtswirklichkeit abkoppelt: Wer 
die Wahlberechtigung von der Volljährigkeit entkoppelt, löst 
zugleich den Zusammenhang zwischen Bürgerrechten (wie 
dem Wahlrecht) und Bürgerpflichten auf. Vornehmste Bür-
gerpflicht ist nämlich die Übernahme der vollen Verantwor-
tung für die Folgen des eigenen Handelns, wie sie mit der Voll-
jährigkeit einsetzt.

Auch Jugendliche halten nichts vom Wählen  
mit 16 Jahren

Wer 16 Jahre alt ist, darf zwar Mofa fahren, aber ohne Beglei-
tung eines Erwachsenen kein Auto lenken, darf Bier trinken, 
aber keine hochprozentigen Alkoholika und ohne Erlaubnis 
der Eltern eine Diskothek nur bis Mitternacht besuchen. Hei-
raten darf man zwar ab 16, aber auch nur dann, wenn ein 
Familiengericht die Genehmigung erteilt hat und der Ehe-
partner bereits volljährig ist. Kaufverträge, die von Jugendli-
chen unter 18 Jahren geschlossen werden, sind nach dem so-
genannten Taschengeldparagrafen (§ 110 BGB) nur wirksam, 
wenn die Jugendlichen sie mit dem Geld bezahlen, das sie von 
den Erziehungsberechtigten, also im Regelfall von den Eltern, 
erhalten haben. 

»Der Zusammenhang zwischen Wahlalter und Volljährigkeit konkretisiert sich  
in der Frage, warum jemand über die Geschicke der Gesellschaft mitentscheiden 

soll, den diese Gesellschaft noch nicht für reif genug hält, seine eigenen  
Lebensverhältnisse selbstständig zu regeln.«
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sind grundsätzlich alle Unterrichtsfächer verpflichtet, insbe-
sondere aber die des gesellschaftswissenschaftlichen Bereichs« 
(Kultusministerkonferenz 2013). 

Es stellt sich die Frage, wie Schule dies erreichen soll. Wenn 
man diese Frage im polemischen Sinne gegenüber den hehren 
Zielen schulischer Bildung formuliert, ist sie allerdings weder 
neu noch besonders originell. Sie ist in einem demokratischen 
Gemeinwesen aber von zentraler Bedeutung. Da Schule immer 
auch »scheitern« kann, stellt sich die Frage, ob sie überhaupt 
ein Ort der politischen Bildung und damit auch der politischen 
Partizipation sein kann. Schon seit den 1970er-Jahren weisen 

 D ie Ständige Kultusministerkonferenz der Länder (KMK) 
– ein Zusammenschluss der Ministerinnen und Minis-
ter für Bildung, Erziehung, Hochschulen, Forschung 

und kulturelle Angelegenheiten –  hat hohe Ansprüche an die 
Schulbildung: »Eines der obersten Ziele schulischer Bildung 
überhaupt ist es, junge Menschen zu befähigen, sich in der mo-
dernen Gesellschaft zu orientieren und politische, gesellschaft-
liche und wirtschaftliche Fragen und Probleme kompetent zu 
beurteilen. Dabei sollen sie ermuntert werden, für Freiheit, De-
mokratie, Menschenrechte, Gerechtigkeit, wirtschaftliche Si-
cherheit und Frieden einzutreten. Diesem übergeordneten Ziel 

Schule soll nicht nur Bildungsanstalt sein. Sie muss auch Möglichkeiten zur politischen Beteiligung bieten.

Von Heinz Reinders

Lernen durch Engagement
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Bildungsforscherinnen und -forscher darauf hin, dass in Schu-
len Demokratie gepredigt wird. Im Unterrichtsalltag ist dies 
aber zumeist verbunden mit der Praxis des Frontalunterrichts 
– Erziehung zu demokratischer Kompetenz bleibt überwie-
gend kognitiv ausgerichtet und erzielt dadurch nur geringe 
Wirkung (Jaschke 2001). Allerdings sind solche Kritiken nutz-
los, wenn aus ihnen nicht die Frage generiert wird, wie Schule 
partizipativ werden kann – und wie demokratische Werte 
durch konkrete Handlungsräume, zum Beispiel durch soziale 
Projekte im ehrenamtlichen Engagement Jugendlicher, vermit-
telt werden.

Deutsche Schulen haben bei der Mitbestimmung 
Nachholbedarf 

Dass es bei Mitbestimmungsmöglichkeiten in Deutschlands 
Schulen Nachholbedarf gibt, stellte etwa die internationale 
Vergleichsstudie »Civic Education Study« der International 
Association for the Evaluation of Educational Achievement« 
(IEA) aus dem Jahr 1999 fest: Demnach hatten die in Deutsch-
land befragten 14-Jährigen von allen beteiligten Ländern das 
geringste Vertrauen in Mitbestimmungsmöglichkeiten in der 
Schule. Lediglich 39 Prozent gaben an, in der Schule etwas über 
die Bedeutung von Wahlen und politischer Beteiligung gelernt 
zu haben, der internationale Durchschnitt lag bei 55 Prozent. 
Nur eine Minderheit von 13 Prozent dieser Schülerinnen und 
Schüler hatte an Formen der Schülermitbestimmung mitge-
wirkt, ein Wert, der nur noch von den Gleichaltrigen aus der 
Schweiz und der Slowakei unterboten wurde.

Daten der repräsentativen Studie »jeps – Jugend. Engage-
ment. Politische Sozialisation«, die am Lehrstuhl für Empiri-
sche Bildungsforschung der Universität Würzburg durchge-
führt wurde und für die 2.400 Jugendliche im Alter von 15 und 
16 Jahren befragt wurden, deuten auf noch dramatischere  
Umstände hin: Nur 2,2 Prozent der befragten Mädchen und 
Jungen haben sich ehrenamtlich in der Schule betätigt. Für Ju-
gendliche ist nur noch die Mitwirkung in politischen Jugend-
organisationen unattraktiver. Die sogenannte Mitbestimmungs-
studie des ZDF aus dem Jahr 2009 resümiert recht treffend: 
»Insgesamt wird der Schulalltag von Kindern als kaum mitbe-
stimmt erlebt. Obgleich sie Mitbestimmung in der Schule als 
bedeutsam empfinden und es auch gut finden, wenn sie mitbe-
stimmen können, werden ihnen hierzu offenbar nur wenig 
Möglichkeiten gegeben« (Schneider u.a. 2009, S. 18).

Schülerinnen und Schüler können Partizipation und demokra-
tische Kompetenzen im üblichen Schulalltag nur selten erwer-
ben, wenn nicht neue Formen wie das »Lernen durch Engage-
ment« eingeführt werden. Diese Lernform verknüpft Inhalte 
des Unterrichts mit der Durchführung eines konkreten Pro-
jekts, bei dem sich die Schülerinnen und Schüler mit einem 
realen Problem ihrer Stadt, Gemeinde oder ihres Wohnviertels 
beschäftigen und dabei die Federführung übernehmen. Analy-
sen zur Verschmutzung lokaler Gewässer werden Teil des Bio-
logieunterrichts, die Entwicklung von Experimenten für Kin-
dergartenkinder zum Mittelpunkt des Physikunterrichts. Ethik 
oder Religion sind der Ausgangspunkt für Projekte zur sozialen 
Gerechtigkeit. Musik, Kunst, Deutsch oder Sozialkunde werden 
zum Anlass für die Arbeit mit Menschen mit Behinderungen. 

Hierdurch erleben Kinder und Jugendliche die sie umge-
bende Gesellschaft, erkunden soziale Sphären außerhalb ihres 
Alltags und werden so mit zentralen demokratischen Prinzipi-
en der Solidarität, der Aushandlung von Ressourcenverteilun-
gen und Machtfragen konfrontiert, die sie dadurch kritisch re-
flektieren. Sie erleben sich als aktive Gestalter »ihrer« Gesell-
schaft und erarbeiten sich das Fachwissen, das sie für ihre Pro-
jekte brauchen, ohne sich mit vorgegebenen Inhalten ausein-
andersetzen zu müssen.

Die Sozialwissenschaftlerinnen Anne Seifert, Sandra Zent-
ner und Franziska Nagy (2012) zeigen in ihrem »Praxisbuch 
Service-Learning« die Möglichkeiten und auch die Qualitäts-
standards dieser Lehr-Lernform auf. Die US-amerikanischen 
Studien aus der Forschergruppe um den Psychologen und Ju-
gendforscher James Youniss, die die Wirksamkeit von Lernen 
durch Engagement untersuchten, kamen zu dem Ergebnis, dass 
Schülerinnen und Schüler davon in ihrer Persönlichkeitsent-
wicklung und Demokratiekompetenz weit über die Jugendphase 
hinaus profitieren (Youniss/Yates 1999).

Bildungsferne Jugendliche profitieren 
von schulischen Angeboten  

Für Jugendliche in Deutschland kann festgehalten werden, dass 
das soziale Engagement positive Wirkungen in der politischen 
Sozialisation Jugendlicher mit sich bringt. Wenn Heranwach-
sende anderen Menschen mit Unterstützungsbedarf in direk-
tem Kontakt helfen, erleben sie eine höhere Handlungskompe-
tenz als Gleichaltrige ohne dieses Engagement. Sie setzen sich 
stärker mit ihrer eigenen gesellschaftlichen Rolle auseinander 

»Schülerinnen und Schüler können Partizipation und demokratische  
Kompetenzen im üblichen Schulalltag nur selten erwerben, wenn nicht neue  

Formen wie das ›Lernen durch Engagement‹ eingeführt werden.« 
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cen fehlen und die Lehrkräfte aus Zeitmangel, Überlastung 
und Überforderung nicht dazu kommen. Wenn gemäß der 
Kultusministerkonferenz Schülerinnen und Schüler ermuntert 
werden sollen, »für Freiheit, Demokratie, Menschenrechte, Ge-
rechtigkeit, wirtschaftliche Sicherheit und Frieden einzutreten« 
(Kultusministerkonferenz 2013), dann gibt es derzeit im Grun-
de keine Alternative für Schulen, als die Chancen von »Lernen 
durch Engagement« zu nutzen.                                                                      

und entwickeln auch außerhalb ihres Engagements ein stärker 
prosozial ausgerichtetes Verhalten. Auch ihre Fähigkeit, andere 
soziale Gruppen (sogenannte soziale Outgroups) differenzier-
ter zu betrachten, verbessert sich durch ihre gemeinnützige Tä-
tigkeit und kann als wichtige Begleitkompetenz für Toleranz 
und kulturelle Offenheit gesehen werden.

Vor allem Jugendliche aus bildungsnahen Elternhäusern mit 
Ressourcen für freiwillige, unbezahlte Arbeit und mit Zugängen 
zu gemeinnütziger Tätigkeit profitieren davon. Nur selten ge-
lingt es, durch gezielte außerschulische Programme auch bil-
dungsferne Schülerinnen und Schüler für gemeinnützige Tä-
tigkeit zu begeistern. So kann mit Spannung erwartet werden, 
welche Resultate die Einführung von »Lernen durch Engage-
ment« bei den Migrantenjugendlichen erbringt, die von der 
Start-Stiftung, ein Projekt der gemeinnützigen Hertie-Stiftung, 
unterstützt werden. In diesem Programm sollen Migrantenju-
gendliche nicht nur hinsichtlich ihrer akademischen Laufbahn, 
sondern durch gezielte Anregungen und Ermunterungen für ge-
meinnützige Projekte zum sozialen Engagement geführt werden. 

Persönlichkeitsbildung ist ein wesentliches 
Bildungsziel von Schule 

Da aber solche Programme außerhalb der Schule Geld kosten 
und gerade bildungsferne Schüler und Schülerinnen kaum 
erreichen, liegt der Gedanke nahe, Jugendliche für gemein-
nützige Tätigkeit dort zu begeistern, wo sie ohnehin täglich 
sind: in der Schule. Hinzu käme der Vorteil, dass das Lernen 
durch Engagement in der Schule die Förderung der Persön-
lichkeitsentwicklung mit der Aneignung von Fachinhalten ver-
knüpft. Der Psychologe Manfred Hofer schlägt in seinem jüngs-
ten Artikel »Persönlichkeitsentwicklung als schulisches Erzie-
hungsziel jenseits kognitiver Kompetenzen« vor, nicht nur der 
kognitiven Kompetenzentwicklung, sondern vor allem der Per-
sönlichkeitsbildung als schulischem Bildungsziel mehr Raum 
zu geben. Das sollte sowohl in der Bildungspraxis als auch in 
der Bildungsforschung gelten. Es liegt auf der Hand, dieses 
Bildungsziel didaktisch mittels Lernen durch Engagement um-
zusetzen und mit wissenschaftlichen Begleitstudien in ihren 
Auswirkungen auf die Entwicklung von Kindern und Jugend-
lichen zu beleuchten. 

Im bundesweiten Schul-Netzwerk »Lernen durch Engage-
ment«, das sich zum Ziel gesetzt hat, zivilgesellschaftliche Be-
teiligung von Jugendlichen zu stärken, sind trotz guter Gründe 
für diese Art des Lernens nur ein Bruchteil der Schulen vertre-
ten. Dabei wird argumentiert, dass dafür zusätzliche Ressour-
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»Nur selten gelingt es, durch gezielte außerschulische Programme auch bildungs-
ferne Schülerinnen und Schüler für gemeinnützige Tätigkeit zu begeistern.« 

THEMA // Jugend und Politik



Daraus erwachsen Lerneffekte, die nicht immer positiv für das 
»Demokratielernen« sein müssen. So kann das Zusammentref-
fen unterschiedlicher, sich gegebenenfalls widersprechender 
Einstellungen, Wünsche und Absichten in einer durch Ambiva-
lenzen und Widersprüche geprägten Gesellschaft aufseiten der 
Heranwachsenden das Entstehen kognitiver Dissonanzen be-
günstigen (Jonas/Stroebe 1993). Das heißt, dass erlebte Enttäu-
schungen oder (empfundene) Nachteile, die ein junger Mensch 
beispielsweise wegen einer offen vertretenen Überzeugung er-
fährt, bearbeitet und verarbeitet werden müssen. 

Schon seit mehreren Jahren werden neben einer breiten Pa-
lette schulischer, außerunterrichtlicher und außerschulischer 
demokratiefördernder und pädagogischer Maßnahmen bundes-
weit mehrere Modellvorhaben umgesetzt, die zum Ziel haben, 
Prozesse des »Demokratielernens« durch Maßnahmen der teil-
habeorientierten Gestaltung der Lebenswelt von Heranwachsen-

  E           ine Pädagogik der Demokratieförderung speist sich über-
wiegend aus dem Motiv heraus, jungen Menschen gesell-
schaftliche, insbesondere politische Teilhabe, zu ermögli-

chen. Entsprechende pädagogische Maßnahmen fokussieren 
sich gegenwärtig stark auf lebensweltlich ausgerichtetes »De-
mokratielernen« im Kindes- und Jugendalter. Hierbei wird 
versucht, basierend auf Partizipationserfahrungen im unmit-
telbaren Lebensumfeld junger Menschen, vorhandene Gestal-
tungsspielräume eines demokratisch verfassten Gemeinwesens 
aufzuzeigen und gleichzeitig das erforderliche Wissen und die 
Kompetenzen zu dessen Mitgestaltung zu vermitteln. Ein we-
sentliches Element ist, Heranwachsenden die Gelegenheit zu ge-
ben, im Sinne eines »Möglichkeitsraums für die Erprobung von 
Autonomie« (Müller 2013, S. 311), ihre Bedürfnisse und Anlie-
gen – mit Aussicht auf Erfolg – in demokratische Interessenbe-
kundungs- und Entscheidungsverfahren einzubringen.

Pädagogische Strategien  
zur Demokratieförderung

Von Frank Greuel, Frank König, Alexander Leistner und Stefanie Reiter

Demokratie kann in lokalen politischen Zusammenhängen konkret erfahren werden.  

Politische Teilhabeorientierung in der Lebenswelt von Jugendlichen ist hierfür ein wesentlicher Baustein.



den zu unterstützen. Zu nennen sind hier insbesondere die 
Bundesprogramme »Vielfalt tut gut« (2007–2010) und »Tole-
ranz fördern – Kompetenz stärken« (2011–2014), die mittels 
»Lokaler Aktionspläne« die Umsetzung kommunaler Strategien 
der Demokratieentwicklung fördern. Ein wesentlicher Bestand-
teil dieser Strategien besteht darin, die demokratiepädagogische 
Arbeit mit der teilhabeorientierten Förderung lokaler demokra-
tischer Prozesse zu verknüpfen. Die »Schulung« zur Demokra-
tie soll gleichsam organisch mit Strukturen der kommunalen 
Selbstverwaltung als den traditionellen »Schulen der Demokra-
tie« (Bogumil/Holtkamp 2006) verwoben werden.

»Demokratielernen« sollte alltagsweltliche  
Zusammenhänge berücksichtigen

Die Evaluationsergebnisse der »Vielfalt-« und »Toleranz-Pro-
gramme« zeigen allerdings, dass Kommunen insbesondere für 
Heranwachsende nicht von selbst zu Lernorten für das kritisch-
reflexive Einüben situationsangemessener demokratischer Ver-
fahren werden. Vor allem die aktive Einbeziehung Jugendlicher 
in die etablierten oder im Rahmen der genannten Programme 
eigens geschaffenen demokratisch-repräsentativen Diskurs- und 
Entscheidungsstrukturen stellt eine stetige Herausforderung dar.

Besonders prekäre Resultate ergeben sich dann, wenn päda-
gogisch vermittelte, positive Teilhabeerfahrungen in den unmit-
telbaren alltagsweltlichen Lebenszusammenhängen (wie zum 
Beispiel in der Schule oder in der Jugendarbeit) durch enttäu-
schende Erfahrungen mit dem politischen System auf der Ebe-
ne der kommunalen Selbstverwaltung konterkariert werden. 
Das ist insbesondere dann der Fall, wenn die partizipative Wil-
lensbildung aus Sicht der »Entscheidungsunterworfenen« nicht 
in effektive gesellschaftspolitische Lösungen mündet und sich 
demokratiebezogene Lernerfahrungen aus dem Nahraum nicht 
unmittelbar auf das Handeln, beispielsweise in kommunalen 
Kontexten, übertragen lassen. Zwar existieren insbesondere im 
Bereich der politischen Bildung didaktische Ansätze, Heran-
wachsende mit der Gestalt und den Funktionslogiken der ver-
schiedenen Ebenen des politischen Systems vertraut zu machen, 
diesen mangelt es jedoch nicht selten an einer sinnvollen Ab-
stimmung mit den Maßnahmen des »Demokratielernens« (so 
auch Gaiser/Krüger/de Rijke 2011).

Aus den Projekten zur pädagogischen Demokratieförde-
rung, die von der Außenstelle des DJI in Halle wissenschaftlich 
begleitet werden, lassen sich erste konzeptionelle Ansätze ge-
winnen, um Teilhabeerfahrungen und »Systemerfahrungen« 
miteinander abzustimmen. So hat zum Beispiel eines der dort 
untersuchten Projekte vier Module der pädagogischen Arbeit 
mit Heranwachsenden entwickelt, mit denen sowohl Fragen des 
»Demokratielernens« als auch der politischen Bildung in loka-
len Kontexten thematisiert werden können.

Die Module zielen auf die Entwicklung demokratischer 
Kompetenzen entlang der vier Themen »Vergangenheit«, »Wer-
te«, »Ordnung« und »Zukunft«. Ausgangspunkt ist dabei, dass 
demokratische Systeme als historisch er- und umkämpft begrif-
fen werden. Ihre Errungenschaften sind immer wieder aufs 
Neue zu bekräftigen, was auch bedeutet, dass ihre Strukturen 
und Verfahren immer wieder neu ausgehandelt werden müssen. 

Auf der Basis selbst erarbeiteter Materialien zu den einzelnen 
Modulen werden situationsbezogen Möglichkeiten geschaffen, 
innerhalb derer sich Jugendliche mit den Fragen demokrati-
scher Verfahren und Strukturen auseinandersetzen können.

Dabei thematisiert das erste Modul »Vergangenheit« die 
Fragilität von Demokratien. Um dies nicht zu abstrakt werden 
zu lassen, wird dieses Thema anhand der jeweiligen Geschichte, 
aus der die jugendlichen Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
kommen, konkretisiert. Das zweite Modul »Werte« konfrontiert 
Jugendliche mit ihren eigenen Wertvorstellungen und vermit-
telt zugleich, welche Werte für ein respektvolles Zusammenle-
ben wichtig sind. Ziel ist es, sich über die eigenen Wertorientie-
rungen bewusst zu werden. Auch spielen die Region und die 
damit verbundenen lebensweltlich vertrauten Orientierungen 
eine besondere Rolle. Das dritte Modul »Ordnung« nimmt sei-
nen Ausgang im Nachdenken darüber, welche Ordnung sich 
Menschen für ihr Zusammenleben am besten geben sollten. 
Dabei organisieren und gestalten die Jugendlichen im Rahmen 
von Planspielen gemeinsam ihr Zusammenleben. Damit wird 
auch die Möglichkeit eröffnet, die von ihnen geschaffenen Mik-
romodelle mit Blick auf existierende politische Entscheidungs-
strukturen zu vergleichen und Vor- und Nachteile abzuwägen. 
Das vierte Modul »Zukunft« kann schließlich genutzt werden, 
um Visionen im Bereich des politischen Handelns für die Regi-
on und Handlungsoptionen zu entwickeln. Vor allem die bei-
den letztgenannten Module werden als gemeinsame Strukturen 
der Jugendpartizipation vor Ort erarbeitet. Um diese nicht im 
luftleeren Raum zu belassen, bedarf es der Entwicklung einer 
konkreten Umsetzungssetzungsstrategie, wie und mit welchen 
Akteuren bestehende Vertretungs- und Entscheidungsstruktu-
ren in der Kommune jugendgerecht (um-)gestaltet werden 
können, um eine Brücke zwischen einer lebensweltlich orien-
tierten »Schulung« zur Demokratie und konkreten demokrati-
schen Strukturen und Verfahren vor Ort zu schlagen.                    
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Das Internet ist für die meisten Jugendlichen ein nicht mehr wegzudenkendes Mittel der alltäglichen  

Kommunikation und Information. Auf den ersten Blick wird es für politische Aktivitäten kaum genutzt. 

Verwendet man allerdings einen erweiterten Begriff von politischer Partizipation, wird deutlich,  

dass das Internet auch hierbei eine wichtige Rolle für Jugendliche einnimmt.

Von Erich Sass

Mit dem Internet 

Politik gestalten

terstützen könnte, eine Differenz zur Erwachsenenwelt zu erzeu-
gen, sondern dass durch die gewählten Beispiele aus dem Pro-
testkanon der 68er-Generation auch der direkte Vergleich zu 
dieser Epoche gezogen wird. Beachtenswert ist aber auch, dass 
die damaligen Aktionsformen nicht von Jugendlichen in den 
etablierten Parteien entwickelt worden sind, sondern es Pro-
testformen waren, die sich überwiegend aus subkulturellen, 
gelegentlichen subversiven Milieus heraus entfaltet haben.  

Ob das Internet auch junge Menschen – gedacht ist an die 
12- bis 20-Jährigen – an politische Prozesse stärker heranfüh-
ren kann, als dies derzeit der Fall zu sein scheint, hat somit nicht 
nur eine technische, sondern auch eine soziale Dimension. Die-

 M it dem Internet hat die grundlos verzagte Jugend 
unserer Tage in Wahrheit eine Kulturtechnologie an 
der Hand, die an Schlagkraft und Demütigungspo-

tenzial gegenüber Älteren alles übertrifft, was je eine nach-
wachsende Generation zur Verfügung hatte, um sich Hegemo-
nie zu verschaffen. LSD-Erfahrung, Sit-ins und freie Liebe wa-
ren ein Nichts dagegen, was die Möglichkeit zur Inszenierung 
eines Epochenbruchs angeht.« Diese bemerkenswerten Sätze 
finden sich in einem Artikel von Jens Jessen (2013), dem Res-
sortleiter des Feuilletons der Wochenzeitung »Die Zeit«. Inter-
essant ist, dass Jessen das Internet nicht nur als neue Kultur-
technologie beschreibt, die Jugendliche in ihrem Bemühen un-
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jenigen, die mit der Verbreitung 
des Internets zugleich einen neuen 
sozialen Raum entstehen sehen 
(Kreß 2013; Straus 2004), der zur 
Identitätsentwicklung und damit 
auch zur politischen Identität von 
Jugendlichen beiträgt, müssen mit 
der Frage konfrontiert werden, ob 
man hier schon von neuen sozialen 
Räumen sprechen kann. Sind 
Freundschaftspflege und »Katzen-
Content« (siehe Lexikon, S. 25) 
tatsächlich virtuelle Internet-Orte, die geeignet sind, einen Bei-
trag zur politischen Sozialisation Jugendlicher zu leisten? 

Wie einschlägige Studien zeigen, haben nahezu alle Jugendli-
chen einen Zugang zum Netz (siehe unter anderem Medienpäd-
agogischer Forschungsverbund Südwest 2012). Es ist fester Be-
standteil ihres medialen Alltags und dient in erster Linie zur 
Kommunikation und zur Information, seltener zur Partizipation 
(Eimeren/Frees 2012). Etwaige geschlechts-, altersgruppen- und 
bildungsbezogene Unterschiede sind allenfalls bei der Intensität 
und der Art der Nutzung zu erkennen. Vor allem die jüngeren 
Jugendlichen nutzen das Internet, um Kontakt mit Freunden zu 
halten, Videos und Fotos anzuschauen, Musik zu hören oder sich 
Informationen für die Schule oder Ausbildung zu verschaffen. 
Die Beteiligung mit eigenen Beiträgen in Foren oder Blogs fällt 
dagegen, abgesehen vom Einstellen von Fotos oder Videos, deut-
lich ab (Begemann u.a. 2011; Bundesverband Informationswirt-
schaft, Telekommunikation und Neue Medien 2011).

Das Internet ermöglicht eine Beschleunigung und 
Verbreiterung von politischen Aktivitäten 

Die Veränderungen, die das Internet in allen Bereichen des  
sozialen Lebens ausgelöst hat (Schmidt 2011), sind so tiefgrei-
fend, weil es nicht nur die verschiedenen, zuvor bekannten 
Medien bündelt und zusammenführt, sondern auch Kommu-
nikationsformen integriert, die bisher getrennt waren. Der per-
sönliche Brief fließt mit gruppenbezogenen Nachrichten und 
Produkten der Massenkommunikation zusammen und er-
möglicht so völlig neue Formen der Interaktion. Soziale Netz-
werke wie Facebook machen es möglich, mit engen Freunden 
zu kommunizieren, Meinungen zu verbreiten, künstlerisch-
kreative Tätigkeiten zu entfalten, Gruppenaktivitäten zu orga-
nisieren und am massenmedialen Geschehen der ganzen Welt 
teilzuhaben. Die direkte Kommunikation mit Politikerinnen 
und Politikern via Twitter, der Meinungsaustausch in politi-
schen Foren oder auch die Beteiligung an Online-Petitionen 
ermöglicht es Jugendlichen, sich sehr direkt am politischen Ge-
schehen zu beteiligen. Die Integration aller Medien und aller 

Kommunikationsformen und vor 
allem die Möglichkeit der schnellen 
und direkten eigenen Beteiligung 
führt nicht nur zu einem Mehr an 
Information, Kommunikation und 
Partizipation, sondern auch zu ei-
ner neuen Qualität des gesellschaft-
lichen Umgangs. So sind beispiels-
weise Petitionen an den Deutschen 
Bundestag keine neue Form der 
politischen Beteiligung, erhalten 
aber in ihrer Online-Variante bei 

entsprechender Unterstützung eine neue Durchschlagskraft. 
Die Neuen Medien eröffnen somit auch Jugendlichen neue 
Handlungsmöglichkeiten und Handlungsräume, die frühere 
Generationen nicht gekannt haben.

Internetnutzung führt nicht zwangsläufig zu mehr 
politischer Beteiligung 

Einschlägige Studien bestätigen zwar in schöner Regelmäßig-
keit die Bedeutung des Netzes als Ort der Kommunikation, der 
Unterhaltung und auch der Information für Jugendliche (Me-
dienpädagogischer Forschungsverbund Südwest 2012), als 
Werkzeug für politische Teilhabe wird es vom Großteil der Ju-
gendlichen aber sehr viel seltener benutzt. Nach den Befunden 
der vom Forschungsverbund DJI/TU Dortmund durchgeführ-
ten Studie zur Bedeutung des Internets für politisches Engage-
ment bei Jugendlichen ist Euphorie keineswegs angebracht 
(Begemann u.a. 2011). 

Danach nutzten nur 9 Prozent der befragten 13- bis 20-Jäh-
rigen das Internet für politische Aktivitäten. Zu einem ähnli-
chen Ergebnis kommt die aktuelle JIM-Studie 2012 (Jugend, 
Information, (Multi-)Media), die mit einem sehr weit gefassten 
Partizipationsbegriff operiert: Dazu zählen alle Web 2.0-Akti-
vitäten wie zum Beispiel das Einstellen von Texten, Fotos, Vide-
os, das Verfassen von Weblogs und Wikipedia-Einträgen oder 
das Erstellen von Podcasts und Twitter-Nachrichten. Die Stu-
die kommt zu dem Ergebnis, dass nur 22 Prozent aller 12- bis 
19-Jährigen derartige Aktivitäten häufiger ausüben. 

Die wiederholt geäußerte Einschätzung, dass das Internet 
zum echten Beteiligungs-Medium werde, muss deshalb stark 
eingeschränkt werden. So resümieren die Verfasserinnen und 
Verfasser der repräsentativen JIM-Studie: »Dass sich das In-
ternet für Jugendliche zu einem echten ›Mitmach-Medium‹ 
entwickelt hat, kann auch im Jahr 2012 nicht bestätigt wer-
den« (Medienpädagogischer Forschungsverbund Südwest 
2012, S. 38). Auch die ARD/ZDF-Onlinestudie 2012 kommt 
zu ähnlichen Ergebnissen und nennt die »Generation Netz« 
einen »Mythos« (Eimeren/Frees 2012). Ob dies am vielfach 

Sind Freundschaftspflege und  

»Katzen-Content« tatsächlich virtuelle 

Internet-Orte, die geeignet sind,  

einen Beitrag zur politischen  

Sozialisation Jugendlicher zu leisten?
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So gesehen bietet das Internet jungen Menschen viele Möglich-
keiten, sich einzubringen oder andere zu aktivieren. Es hängt 
also vom jeweiligen Partizipationsverständnis ab, ob bereits das 
»Liken« (siehe Lexikon) und Weiterleiten von Inhalten auf Fa-
cebook oder das Twittern als partizipatives Handeln angesehen 
wird oder ob erst aktive Artikulationsformen, wie das Verfassen 
von Weblogs oder die Beteiligung an Online-Petitionen, als 
politische Partizipation einzuordnen sind. Teilhabe am Internet 
kann bedeuten, sich selbst zu beteiligen  an der Entwicklung der 
Technik (zum Beispiel Open-Source-Bewegungen, die ihre Soft-
ware gratis anbieten) oder von Inhalten (wie im Online-Portal 
Wikipedia), aber auch, sich im Bereich der Netzpolitik, bei-
spielsweise in den Bereichen Datenschutz, Netzneutralität oder 
Leistungsschutzrecht, zu engagieren. 

Das Internet verändert den kulturellen Hintergrund 
des Aufwachsens 

Begreift man politische Sozialisation außerdem als einen Pro-
zess, in dem Jugendliche sich kontinuierlich ihre Lebenswelt 
erschließen, ihren Teil an der Welt einfordern und sich Räume 
aneignen, die real oder virtuell sein können, wird die Richtung 
deutlich, in die zukünftige Studien zur politischen Sozialisati-
on im, mit dem und durch das Internet gehen sollten. Indivi-
duelle Raumaneignung ist mit der Entwicklung von Stand-
punkten und somit auch mit Abgrenzungen verbunden. Sie 
bedeutet eine Auseinandersetzung mit sich selbst, mit anderen 
Menschen, mit Strukturen und Sachverhalten. Auf der gesell-

beklagten Desinteresse der Jugendlichen am Parteiensystem 
und den Ritualen herkömmlicher Politik liegt (Kelle 2012; 
Hanns-Seidel-Stiftung 2013) oder vielleicht an mangelnden 
Fähigkeiten, das Netz hierfür aktiv zu nutzen, bleibt eine zu 
klärende Frage.

Um einzelne Befunde bewerten zu können, muss berück-
sichtigt werden, dass in der Forschung unterschiedliche Be-
griffe von politischer Partizipation und internetbezogener 
Teilhabe verwendet werden. Definitionen, die zu eng gefasst 
werden, können leicht den Blick für neue Entwicklungen ver-
stellen. Dementsprechend geht der Hamburger Kommunika-
tionswissenschaftler Jan Schmidt in einer Expertise für den 
Forschungsverbund DJI/TU Dortmund (Schmidt 2012) zu-
nächst von einem weit gefassten Begriff von politischer Parti-
zipation aus, der auch das Engagement in Vereinen, Initiati-
ven und anderen bürgerschaftlichen Zusammenschlüssen 
miteinschließt. Schmidt unterscheidet drei Varianten inter-
netbezogener Teilhabe: »ob sie (a) innerhalb onlinebasierter 
Kommunikationsräume stattfindet, ob (b) das Internet als Ins-
trument für die Teilhabe an ›außerhalb‹ des Netzes liegenden 
Zusammenhängen genutzt wird oder ob (c) das Internet 
selbst Gegenstand von Teilhabe und Mitsprache ist« (ebd., S. 
7). Schmidt verweist darauf, dass auch die virtuelle Teilhabe 
an den netztypischen Kommunikationsstrukturen in der Re-
gel eine Rückbindung in der realen Welt hat. Auch der soge-
nannte Lurker (Internet-Schleicher, siehe Lexikon), der sich 
im Internet nur passiv-rezipierend verhält, erschließt sich In-
formationen und eignet sich Wissen an. Dieses Verhalten 
kann durchaus als eine (wenn auch sehr niedrigstufige) Form 
von Partizipation betrachtet werden.

LEXIKON

Liken: Auf Facebook, aber auch auf anderen Internet-Seiten, 
kann der »Gefällt mir«-Button angeklickt werden. Dadurch  
signalisiert die Surferin oder der Surfer, dass ihr oder ihm eine 
Homepage, ein Bild oder auch ein Kommentar gut gefällt. 

Lurker: Bezeichnet in abwertender Weise eine Person, die 
im Internet herumschleicht (engl. = to lurk) und Software,  
Musik, Filme und Informationen nutzt, selbst aber nichts zur  
Verfügung stellt und auch an Diskussionen nur mitlesend,  
aber nicht aktiv teilnimmt.

Katzen-Content: Bezeichnet ursprünglich alle Internetseiten, 
die etwas mit Katzen zu tun haben. Inzwischen wird der Begriff 
in herabsetzender Weise für Homepages verwendet, deren  
Inhalte als belanglos empfunden werden.



26   DJI IMPULSE  3.2013

THEMA // Jugend und Politik

schaftlichen Ebene tragen derartige Aneignungsprozesse auch 
dazu bei, sich mit politisch-demokratischen Strukturen ausei-
nanderzusetzen und diese zu festigen. 

Wenn politische Sozialisation nicht nur als Beitrag zum 
Erhalt von (partei-)politischen Organisationen in der Demo-
kratie aufgefasst werden soll, sondern ebenso andere Formen 
der gesellschaftlichen Partizipation (zum Beispiel »Neue So-
ziale Bewegungen« oder frei-
williges Engagement) einge-
schlossen werden müssen, stellt 
sich für junge Menschen im-
mer wieder die Frage, wo sie 
den notwendigen Erprobungs- 
und Gestaltungsraum für poli-
tische Aneignungsprozesse fin-
den. Das Internet spielt hierbei 
mit Sicherheit eine prominen-
te Rolle, und es wird von erheb-
licher Bedeutung sein, wie sol-
che Partizipations- und Aneig-
nungsprozesse von Jugendlichen gestaltet und verändert werden.

Ob das Netz wirklich geeignet ist, die im Eingangszitat an-
gesprochenen »epochalen Umbrüche« zu erzeugen, muss 
dennoch mit Skepsis beobachtet werden. Wir wissen zu wenig 
über den Einfluss des Internets auf die Prozesse des Aufwach-
sens. Und wir haben auch nur fragmentarische Erkenntnisse 
darüber, wie es von Jugendlichen genutzt wird, um sich bei-

spielsweise vom Elternhaus zu lösen, ihre Geschlechterrolle 
zu finden, Zukunfts- und Berufsperspektiven zu entwickeln 
und – für diesen Kontext besonders wichtig – ein eigenes Sys-
tem von Moral- und Wertvorstellungen und damit politischer 
Identität aufzubauen. 

Die sogenannte Netzgemeinde – vom Blogger bis zu den  
Aktivistinnen und Aktivisten der »Piratenpartei Deutschland« – 

und ihre politischen Aktivitä-
ten sind bislang kaum von Ju-
gendlichen geprägt. Auch wenn 
deren Protagonisten sich ju-
gendlich geben: Unter 20-Jäh-
rige sind hier selten zu finden. 
So beklagte jüngst Sascha Lobo, 
wohl einer der bekanntesten 
Internet-Blogger, die fehlenden 
Verbindungen seiner Alters-
gruppe – der über 30-Jährigen 
– zur »Generation YouTube« 
(Lobo 2013). Maßgeblich von 

Jüngeren geprägt waren die politischen Bewegungen der 68er-
Generation bei näherer Betrachtung allerdings auch nicht. Wel-
che jugendlichen Subkulturen und Szenen das Netz erzeugt, 
welche Bedeutung solche Gruppen für Jugendliche haben und 
welche gesellschaftliche Veränderungskraft sie letztlich entfal-
ten, wird wohl zukünftig eine spannende Frage für die Jugend-
forschung bleiben.                                                                      
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I 
n diesem Dossier werden ausge-
wählte Ergebnisse zu den politi-
schen Orientierungen und zur
politischen Partizipation junger 
Menschen in Deutschland darge-

stellt. Dabei wird ein vergleichender An-
satz gewählt: Zum einen werden die Da-
ten für die Altersgruppe der 15- bis 
30-Jährigen mit zwei älteren Altersgrup-
pen (31 bis 60 Jahre sowie 61 Jahre und 
älter) und zum anderen mit den entspre-
chenden Altersgruppen in allen erfassten 
EU-Ländern und der Türkei verglichen. 
Für die Analysen wurde auf die Daten 
des »European Social Survey« (ESS) zu-
rückgegriffen (siehe Infokasten, S. 28). 
Dieser zeichnet sich durch eine hohe Da-
tenqualität und relativ große Fallzahlen 
aus. Für den vorliegenden Vergleich wur-
den in den teilnehmenden Ländern be-
reits Bewohnerinnen und Bewohner ab 
15 Jahren einbezogen. Das hat den Vor-
teil, dass bei der Datenerhebung die Al-
tersgruppe der bis einschließlich 30-Jäh-

rigen etwas stärker vertreten ist, als dies
in anderen repräsentativen Bevölkerungs-
umfragen der Fall ist.

Die Entscheidung, dass die Türkei in den
Vergleich einbezogen wurde, hat ver-
schiedene Gründe: Zum einen ist die De-
mokratie in der Türkei noch nicht so ge-
festigt wie in den übrigen europäischen
Ländern. Weiterhin ist die Türkei ein is-
lamisches Land und gehört damit einem
anderen Kulturkreis an als die übrigen

am ESS teilnehmenden Länder. Schließ-
lich ist sie auch Herkunftsland der größ-
ten Gruppe von Immigrantinnen und
Immigranten in Deutschland. Insofern
können die Ergebnisse zeigen, inwieweit 
sich der unterschiedliche politisch-kul-
turelle Hintergrund auch in unterschied-
lichen politischen Orientierungen und
einem anderen politischen Partizipations-
verhalten der (jungen) türkischen Bürge-
rinnen und Bürger niederschlägt.

Neben dem Lebensalter beeinflusst
vor allem das formale Bildungsniveau 
die politischen Orientierungen und Ver-
haltensweisen der Menschen. Die Ergeb-
nisse sind deshalb nach Alters- und Bil-
dungsgruppen aufgeschlüsselt, wobei auf 
Angaben zur mittleren Bildungsgruppe,
deren Werte fast durchweg dazwischen
liegen, verzichtet wird.

Zwar haben Untersuchungen zur po-
litischen Kultur immer wieder deutliche
geschlechtsspezifische Unterschiede erge-
ben. Diese sind jedoch für die hier unter-

Von Martina Gille und Ursula Hoffmann-Lange

Politische Orientierungen  
und politische Partizipation im 

EU-Vergleich
Menschen mit höheren Bildungsabschlüssen interessieren sich nicht nur sehr viel  

stärker für Politik, sie sind auch zufriedener mit dem demokratischen System. Im EU-Vergleich  
zeigen sich dennoch deutliche Unterschiede in der Partizipationsbereitschaft, der  

Demokratiezufriedenheit oder der Protestbereitschaft.
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NEBEN DEM LEBENSALTER 
BEEINFLUSST VOR ALLEM DAS 

FORMALE BILDUNGSNIVEAU DIE
POLITISCHEN ORIENTIERUNGEN 

UND VERHALTENSWEISEN
DER MENSCHEN.



suchten grundlegenden politischen Ori-
entierungen und Verhaltensweisen weit 
weniger ausgeprägt als die zwischen den 
Bildungsgruppen, so dass in dieser Über-
blicksdarstellung auf deren gesonderte 
Ausweisung verzichtet wird. Exempla-
risch wird auf die Bedeutung von Ge-
schlechterdifferenzen beim politischen 
Interesse eingegangen.

Politisches Interesse hängt stärker 
vom Bildungsniveau ab als vom Alter

Schaubild 1 gibt die Mittelwerte für das 
politische Interesse wieder. Es zeigen sich 
deutliche Unterschiede zwischen den Bil-
dungs- und den Altersgruppen: Bei den 
Altersgruppen sind die Unterschiede bei 
den Befragten mit niedrigem Bildungs-
niveau (ohne Schulabschluss oder mit 
Hauptschulabschluss) am wenigsten stark 
ausgeprägt. Dafür zeigen sich aber deutli-
che Unterschiede bei den Befragten mit 
hohem Bildungsniveau (Abschlüsse, die 
höher liegen als eine duale Berufsaus-
bildung, etwa Abschlüsse an Fachschu-
len, Fachhochschulen oder Universitäten). 

Die Werte für die Altersgruppe der über
60-Jährigen mit hohem Bildungsniveau
liegen sowohl in Deutschland als auch
im Durchschnitt der EU-Länder deutlich
über denen der jüngeren Kohorten mit
einem tertiären Bildungsabschluss. Ob-
wohl es auf der individuellen Ebene ei-
nen deutlichen Zusammenhang von Bil-
dungsniveau und politischem Interesse
gibt und in vielen europäischen Ländern
das Bildungsniveau der Bevölkerung in
den letzten Jahrzehnten beträchtlich an-
gestiegen ist, bedeutet dies nicht, dass das
politische Interesse der Bevölkerung ins-
gesamt ansteigt. Hier zeigen sich vielmehr
Nivellierungseffekte, das heißt, mit zu-
nehmender Bildungsexpansion nimmt
die relative Bedeutung höherer Bildung
für das politische Interesse ab.

Die Ergebnisse bestätigen auf einer 
breiten Datenbasis die große Bedeutung
formaler Bildung für die politischen Ori-
entierungen. Das Interesse an politischen
Fragen ist letztlich die fundamentale Vo-
raussetzung dafür, sich aktiv in Politik 
einzumischen und auch bestimmte poli-
tische Positionen in und über die Gesell-
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Der ESS ist eine seit 2002 im zweijährigen Turnus durchge-
führte repräsentative Bevölkerungsumfrage, die die Lebens-
bedingungen sowie die Einstellungen von Bürgerinnen und 
Bürgern zu sozialen und politischen Fragestellungen in eu-
ropäischen Ländern, einschließlich Israel und der Türkei, un-
tersucht. Sie ist die Datenbasis der in diesem Artikel präsen-
tierten Ergebnisse. Die Gesamtzahl der teilnehmenden Län-
der hat über die Jahre von ursprünglich 22 auf 31 in der 
vierten Befragungswelle zugenommen, wobei jedoch ein-
zelne Länder aus finanziellen Gründen nicht an allen Erhe-
bungen teilnehmen konnten. Die Türkei hat sich beispiels-
weise nur an der zweiten und vierten Erhebungswelle betei-
ligt. Deutschland war in allen fünf Runden des ESS vertre-
ten. Im ESS kommt ein Kernfragebogen zur Erhebung zent-
raler sozialwissenschaftlicher Indikatoren zum Einsatz, der 
durch wechselnde Schwerpunktthemen ergänzt wird. 
Grundgesamtheit ist die Wohnbevölkerung ab 15 Jahren.

Um eine hinreichende Fallzahl für die Aufschlüsselung von 
Untergruppen zu gewährleisten, wurde der kumulierte Da-
tensatz der ersten fünf Befragungs-Wellen genutzt. Die Ge-
wichtung des gepoolten Datensatzes erfolgte nach den Vor-
gaben von Matthias Ganninger (2007). Für die Berechnung 
der EU-Durchschnittswerte wurden lediglich die 27 EU-Län-
der berücksichtigt. Allerdings haben an den ersten fünf Er-
hebungsrunden des ESS Litauen, Lettland, Malta und Rumä-
nien nicht teilgenommen. Der gepoolte Datensatz umfasst 
für Deutschland 14.487 Befragte (davon: 2.867 im Alter von 
15 bis 30 Jahren), für die Türkei 4.272 Befragte (davon: 
1.566 im Alter von 15 bis 30 Jahren), für die EU insgesamt 
188.125 Befragte (davon: 40.791 im Alter von 15 bis 30 
Jahren). Die verwendete Bildungsvariable basiert auf der in-
ternationalen Bildungsklassifikation »International Standard 
Classification of Education« (ISCED). Weitere Informationen 
gibt es im Internet unter www.europeansocialsurvey.org

Der European Social Survey (ESS)
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1) Das politische Interesse 
Die Befragten ordnen sich auf einer Skala 
mit vier Werten von politisch »überhaupt 
nicht interessiert« (1) bis politisch »sehr inte-
ressiert« (4) ein (Mittelwert nach Alter und 
Bildungsniveau). Je höher der Mittelwert, 
desto größer ist das politische Interesse.

Quelle: European Social Survey kumuliert 2002-2010
In der Türkei ist die Gruppe 61+ Jahre mit hohem  
Bildungsniveau wegen zu geringer Fallzahl nicht ausgewiesen.

Nach Alter und Bildungsniveau (niedrig/hoch):
  15-30 Jahre niedrig   15-30 Jahre hoch
  31-60 Jahre niedrig   31-60 Jahre hoch
  61+ Jahre niedrig   61+ Jahre hoch



schaft zu entwickeln. In Prozentwerten 
ausgedrückt lassen sich die Unterschiede 
noch besser veranschaulichen als beim 
Vergleich der Mittelwerte. In der Gruppe 
der über 60-Jährigen mit hohem Bil-
dungsniveau geben in Deutschland 88,5 
Prozent der Befragten an, sich für Politik 
zu interessieren, während es in der 
jüngsten Gruppe mit niedrigem Bil-
dungsniveau nur 27,9 Prozent sind (die 
Prozentuierung bezieht sich auf die Ant-

wortkategorien »sehr interessiert« und 
»interessiert« an Politik). Aber die Werte 
für die jüngste Gruppe mit hohem Bil-
dungsniveau bleiben mit 42,6 Prozent ge-
genüber den 88,5 Prozent deutlich hinter 
der Gruppe der über 60-Jährigen zurück.

Auch bei der geschlechtsspezifischen 
Betrachtung lassen sich deutliche Unter-
schiede feststellen. In allen Befragungs-
gruppen liegen die Werte für Frauen 
etwa 10 Prozent unter denen der männli-
chen Vergleichsgruppe. Dies ist ein im 
internationalen Vergleich vielfach festzu-
stellendes Phänomen, das sich durch die 
Gleichstellung und die zunehmende An-
gleichung der Bildungschancen zwischen 
den Geschlechtern erst allmählich ab-
schwächt. Wie stark das politische Inter-
esse durch tradierte Geschlechtsrollen 
geprägt wird, lässt sich am Beispiel der 
Türkei ablesen: Hier sind die geschlechts-
spezifischen Unterschiede noch sehr viel 
ausgeprägter als in anderen EU-Ländern. 
Die Unterschiede in den Anteilswerten 
von denjenigen, die ein großes politi-
sches Interesse bekunden, betragen dort 
in der ältesten Gruppe 21,7 Prozent (20,8 
Prozent bei den Frauen zu 42,5 Prozent 
bei den Männern) und in der jüngsten 
Altersgruppe immer noch 17,2 Prozent 
(29,9 Prozent zu 47,1 Prozent).

Geringes Bildungsniveau führt zu 
geringer politischer Urteilsfähigkeit

Schaubild 2 gibt die Selbsteinschätzung 
des Verständnisses für politische Fragen 
wieder. Es bestätigt im Hinblick auf die 
Effekte von Alter und Bildung die Ergeb-
nisse von Schaubild 1: Den Befragten der 
jüngeren Altersgruppen, die über gerin-
gere Bildungsressourcen verfügen und 
sich kaum für Politik interessieren, fällt 
es schwerer, sich über politische Themen 
eine Meinung zu bilden, als Älteren und 
höher gebildeten jungen Menschen. In 
Deutschland ist zudem ein klarer Zu-
sammenhang zwischen verschiedenen 
Aspekten erkennbar, die ein »Sich-Be-
schäftigen« mit Politik beschreiben: dem 
Interesse an politischen Fragen, der subjek-
tiven politischen Kompetenz, der hohen 
Bedeutung von Politik für das persönliche 

Leben und schließlich das »Sich-Infor-
mieren« über Politik (Gaiser u.a. 2009; 
Schneekloth 2010). 

Folgt man den bisherigen Forschungs-
ergebnissen, so liegt die Zufriedenheit der 
Menschen mit der Demokratie in den 
EU-Ländern auf unterschiedlich hohem 
Niveau. Die Demokratiezufriedenheit in 
Deutschland bewegt sich traditionell auf 
mittlerem Niveau (siehe Schaubild 3). 
und ist in der jüngeren Vergangenheit sta-
bil gewesen. Die Demokratiezufriedenheit 
in den neuen Bundesländern ist etwas ge-
ringer als in den alten. Ein gleichbleibend 
hohes Niveau der Demokratiezufrieden-
heit zeigt sich seit Jahrzehnten bei den 
skandinavischen Ländern, während eini-
ge südeuropäische Länder, beispielsweise 
Italien, schon immer ein sehr niedriges 
Niveau der Demokratiezufriedenheit auf-ff
gewiesen haben (Gabriel 2008).
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DIE DEMOKRATIEZUFRIEDENHEIT 
IN DEUTSCHLAND BEWEGT SICH 
TRADITIONELL AUF MITTLEREM 
NIVEAU. SIE IST IN DEN NEUEN 

BUNDESLÄNDERN ETWAS  
GERINGER ALS IN DEN ALTEN.

Quelle: European Social Survey kumuliert, 2002-2010
In der Türkei ist die Gruppe 61+ Jahre mit hohem Bildungs-
niveau wegen zu geringer Fallzahl nicht ausgewiesen.

Nach Alter und Bildungsniveau (niedrig/hoch):
  15-30 Jahre niedrig   15-30 Jahre hoch
  31-60 Jahre niedrig   31-60 Jahre hoch
  61+ Jahre niedrig   61+ Jahre hoch

2) Die politische Urteilsfähigkeit  
Die Befragten ordnen sich auf einer Skala mit 
fünf Werten von »es fällt mir sehr schwer, mir 
über politische Themen eine Meinung zu bil-
den« (1) bis »es fällt mir sehr leicht« (5) ein.  
Je höher der Mittelwert, desto leichter fällt 
den Befragten, sich eine Meinung über politi-
sche Themen zu bilden (Mittelwert nach Alter 
und Bildungsniveau). 
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3) Die Demokratiezufriedenheit   
Die Befragten ordnen sich auf einer Skala mit 
elf Werten von »ich bin äußerst unzufrieden, 
wie die Demokratie in meinem Land funktio-
niert« (0) bis »äußerst zufrieden« (10) ein 
(Mittelwert nach Alter und Bildungsniveau). 
Je höher der Mittelwert, desto höher ist die 
Zufriedenheit mit der Demokratie.

Quelle: European Social Survey kumuliert, 2002-2010
In der Türkei ist die Gruppe 61+ Jahre mit hohem Bildungs-
niveau wegen zu geringer Fallzahl nicht ausgewiesen.

Nach Alter und Bildungsniveau (niedrig/hoch):
  15-30 Jahre niedrig   15-30 Jahre hoch
  31-60 Jahre niedrig   31-60 Jahre hoch
  61+ Jahre niedrig   61+ Jahre hoch
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Sowohl in Deutschland als auch im EU-
Durchschnitt zeigt sich eine deutlich ge-
ringere Demokratiezufriedenheit der Be-
fragten mit niedriger und mittlerer Bil-
dung (Abschluss an einer berufsbildenen 
Schule oder einem Gymnasium) in der 
Altersgruppe der 31- bis 60-Jährigen. 
Ein Interpretationsversuch wäre, dass die-
se beiden Gruppen am ehesten zu den 
Modernisierungs- und Globalisierungs-
verlierern zählen. Ihr Einkommen ist in 
den letzten Jahrzehnten tendenziell ge-
sunken, während sie gleichzeitig als Er-
werbstätige die relativ größte Steuerlast 
tragen. Ob sich diese Vermutung empi-
risch bestätigen lässt, müsste durch um-
fassendere Datenanalysen geprüft werden. 

In der Türkei liegen die Werte nicht
nur deutlich niedriger als in den EU-
Ländern, sondern die höher Gebildeten 

sind – anders als in den EU-Ländern –
auch mit der türkischen Demokratie we-
niger zufrieden als die Befragten mit
niedriger Bildung. Dies ist darauf zu-
rückzuführen, dass die Regierungspartei
AKP unter Ministerpräsident Recep
Tayyip Erdogan vor allem ärmere und
formal weniger gebildete Wählererinnen
und Wähler anspricht, während die stär-
ker säkular ausgerichteten höher Gebil-
deten der politischen Dominanz der
AKP skeptischer gegenüberstehen. Auch
diese Annahme kann nur durch differen-
ziertere Analysen überprüft werden.

Schaubild 4 illustriert zum einen die 
in der Fachliteratur vielfach konstatierte
Erosion fester Parteibindungen (Dalton
2006; Mößner 2006). Während in der
jüngsten Gruppe weniger als die Hälfte
der Befragten angibt, sich einer Partei be-
sonders nahe zu fühlen, ist dieser Anteil
in der ältesten Gruppe deutlich höher.
Zugleich gibt es in dieser Frage aber auch
einen ausgeprägten Bildungseffekt, der
die vielfach geäußerte Vermutung wider-
legt, es seien insbesondere die jungen
und hochgebildeten Bürgerinnen und
Bürger, die sich von den Parteien abwen-
den. Ganz im Gegenteil: In allen Alters-
gruppen – und zwar sowohl in Deutsch-
land als auch im EU-Durchschnitt – sind
die festen Parteibindungen bei den Be-
fragten in der höchsten Bildungsgruppe
zu finden; und zwar deutlich über dem
Anteil, der sonst bei den geringer Gebil-
deten festzustellen ist.

Die Annahme, dass zunehmende ko-
gnitive Mobilisierung – das heißt, die 
wachsenden Möglichkeiten und das ge-
stiegene Interesse der Bürgerinnen und 
Bürger, sich per Massenmedien über Po-
litik zu informieren – der Grund für sehr 
lose oder kaum vorhandene Parteibin-
dungen sei, ist also unzutreffend. Unüber-
sehbar ist – wie Schaubild 4 zeigt –, dass 
jüngere Menschen eine deutlich gerin-
gere Parteibindung haben. Die Abnahme 
der Parteibindungen dürfte eher auf die 
Pluralisierung der Lebensbedingungen 
zurückzuführen sein. Zunehmende Indi-
vidualisierungs- und Pluralisierungspro-

zesse führen dazu, dass soziale Milieus
erodieren und auch Parteibindungen,
die früher mit bestimmten Milieus ver-
knüpft waren, schwächer werden. Zu-
dem sehen sich die großen Volksparteien
zunehmend mit der Tatsache konfron-
tiert, dass sich Menschen anders poli-

tisch engagieren – zum Beispiel in Bür-
gerinitiativen oder Nichtregierungsorga-
nisationen (NGOs).

Die Türkei weicht hier in zweierlei 
Hinsicht von den EU-Ländern ab: Zum
einen sind dort die Unterschiede sowohl
nach Alter als auch nach formalem Bil-
dungsniveau gering. Dies bestätigt die
bereits zuvor geäußerte Vermutung, dass
es der AKP offensichtlich gelungen ist,
die ärmeren und weniger gebildeten tür-
kischen Bürgerinnen und Bürger in das
politische System einzubinden. Die im
Vergleich zu den EU-Ländern deutlich
niedrigeren Anteilswerte bei den älteren
Befragten dürften dagegen primär auf 
die schwächere Verankerung der Demo-
kratie in der Türkei zurückzuführen sein.
Da die älteren Befragten mehrere Mili-
tärregimes erleben mussten, ist davon
auszugehen, dass dies bis heute auch die
Entwicklung und Stabilisierung von Par-
teibindungen erschwert.

Im Hinblick auf einzelne Länder ent-
sprechen die Ergebnisse des ESS zum
Vertrauen in das Parteiensystem (siehe
Schaubild 5) weitgehend dem in der ein-
schlägigen Forschung gefundenen Muster
für die Demokratiezufriedenheit (Gabriel
2008). Während die beiden skandinavi-
schen Länder die höchsten Werte für das
Vertrauen in politische Parteien aufwei-
sen, werden in Deutschland, Frankreich
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DIE ABNAHME DER  
PARTEIBINDUNGEN DÜRFTE

EHER AUF DIE PLURALISIERUNG 
DER LEBENSBEDINGUNGEN

ZURÜCKZUFÜHREN SEIN.

Quelle: European Social Survey kumuliert, 2002-2010
In der Türkei ist die Gruppe 61+ Jahre mit hohem Bildungs-
niveau wegen zu geringer Fallzahl nicht ausgewiesen.

Nach Alter und Bildungsniveau (niedrig/hoch):
  15-30 Jahre niedrig   15-30 Jahre hoch
  31-60 Jahre niedrig   31-60 Jahre hoch
  61+ Jahre niedrig   61+ Jahre hoch

4) Die Parteibindung   
Der Anteil der Befragten, die einer politischen 
Partei näher stehen als anderen Parteien 
(nach Alter und Bildungsniveau)

Deutschland

80

70

60

50

40

30

20

71

61

30

50

EU-Länder gesamt

31

73

61

45

56

Türkei

43

51

55

51

%

484949

28



und Großbritannien nur mittlere Werte 
erreicht. Die Türkei und Russland unter-
scheiden sich in dieser Frage kaum vom 
EU-Durchschnitt. Auch das niedrige Ver-
trauensniveau in Polen springt ins Auge, 
das sich – wie auch in den übrigen post-
kommunistischen Ländern Mittelosteu-
ropas – damit erklären lässt, dass die Par-
teiensysteme in diesen Ländern noch 
nicht so gefestigt sind, wie dies in den äl-
teren EU-Mitgliedsländern der Fall ist.

In Schaubild 5 sind die Werte für das 
Vertrauen in die politischen Parteien nicht 
nach dem Bildungsniveau aufgeschlüsselt, 
da in dieser Frage die länderspezifischen 
Ergebnisse sehr viel prägnanter sind als 
diejenigen nach Alter und Bildung.

Für die Wahlbeteiligung an der letzten 
nationalen Parlamentswahl zeigt Schau-
bild 6 erneut einen starken Bildungseffekt. 
Während die Wahlbeteiligung bei hohem 
formalem Bildungsniveau keine Unter-
schiede in den Altersgruppen zeigt, lässt 

sich bei den Befragten mit niedrigem Bil-
dungsniveau ein ausgeprägter Alterseffekt 
feststellen. Die jungen Geringgebildeten 
zeigen in allen betrachteten Ländern 
niedrige Anteilswerte im Hinblick auf die 
Teilnahme an der letzten Parlamentswahl. 
Diese Zurückhaltung bei der Wahlbeteili-
gung lässt sich damit erklären, dass diese 
Befragtengruppe der Politik mit deutli-
cher Distanz begegnet. Vermutlich ist die 
geringere schulische und damit auch die 
politische Bildung der Grund dafür, dass 
eine stärkere Einbindung in das politische 
System nicht gegeben ist.

Höhere Bildung führt zu erhöhter 
Protestbereitschaft

In der politischen Partizipationsforschung 
sind es vor allem die Jugendlichen und 
jungen Erwachsenen mit hoher Bildung, 
bei denen eine hohe Protestbereitschaft 
festzustellen ist. In allen untersuchten 

Ländern liegt der Anteil der Befragten, die 
beim jeweiligen ESS Survey in den letzten 
zwölf Monaten an einer Demonstration 
teilgenommen haben, bei 15 Prozent. 
Im Survey des Deutschen Jugendinstituts 
»Aufwachsen in Deutschland: Alltags-
welten« (AID:A) aus dem Jahr 2009 hat 
die Demonstrationserfahrung in dieser 
Gruppe in den letzten Jahrzehnten sogar 
auf circa 40 Prozent zugenommen (Gai-
ser/Gille 2012). Man muss allerdings 
hinzufügen, dass es bei diesem Survey 
vor allem um die Frage ging, ob Befragte 
in den letzten Jahren überhaupt an De-
monstrationen teilgenommen haben. Bei 
den älteren Befragten mit hoher Bildung 
wurden denn auch hohe Werte festge-
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5) Das Vertrauen in politische Parteien 
Die unterschiedlichen Altersgruppen schätzen ihr Vertrauen in politische Parteien auf einer 
Skala mit elf Werten von »vertraue überhaupt nicht« (0) bis »vertraue voll und ganz« (10) 
ein. Je höher der Mittelwert, desto größer ist das Vertrauen in die politischen Parteien.

Quelle: European Social Survey kumuliert, 2002-2010

  15-30 Jahre         31-60 Jahre         61+ Jahre

6) Die Teilnahme an der letzten  
Parlamentswahl   
(Anteilswerte bezogen auf die Zahl 
der Wahlberechtigten)

Quelle: European Social Survey kumuliert, 2002-2010
In der Türkei ist die Gruppe 61+ Jahre mit hohem Bildungs-
niveau wegen zu geringer Fallzahl nicht ausgewiesen.
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stellt, während die älteren Befragten mit 
niedrigerem Bildungsniveau deutlich ge-
ringere Anteilswerte aufweisen. Illustrie-
ren lässt sich dies beispielsweise daran, 
dass sich bei den Protesten gegen das 
Bahnhofsprojekt »Stuttgart 21« in den 
Jahren 2011/12 überdurchschnittlich viel 
ältere, wohlhabende und gutgebildete 
Bürger engagiert haben.

Der Anteil der höher Gebildeten, die
sich in der Türkei an Demonstrationen 
beteiligt haben, ist ähnlich hoch wie in 
den EU-Ländern. Die zahlreichen De-
monstrationen im Sommer 2013 bestäti-
gen dies in eindrucksvoller Weise. Es stellt
sich die Frage, ob die Demonstrationsbe-
teiligung sich mit der objektiven Ver-
schlechterung der Wirtschaftslage durch 
die Finanz- und Wirtschaftskrise in den 
südeuropäischen Ländern erhöht hat.

Geprüft werden konnte dies für Spanien
und Griechenland, wobei nur die Ergeb-
nisse der 2010 durchgeführten Umfra-
gen berücksichtigt wurden. Im gesamten
Untersuchungszeitraum seit 2002 liegen
die Anteilswerte weit über den in Schau-
bild 7 ausgewiesenen Durchschnittswer-
ten für alle EU-Länder. In Spanien be-
trägt der Anteil derjenigen, die in den
vorangegangen zwölf Monaten an einer
Demonstration teilnahmen, in der jüngs-
ten Altersgruppe 20,5 Prozent, in der
mittleren Altersgruppe 19,7 Prozent und
in der höchsten immer noch 13,3 Pro-

zent. In Griechenland liegen die entspre-
chenden Werte etwas niedriger (14,7
Prozent, 10,8 Prozent und 3,9 Prozent).
In beiden Ländern existiert – wie zu er-
warten war – ein ausgeprägter Bildungs-
effekt. Bei den 15- bis 30-jährigen Be-
fragten mit hoher Bildung gab in Spa-
nien und Griechenland im Jahr 2010 
fast ein Viertel an, an Demonstrationen
teilgenommen zu haben. Diese Ergeb-
nisse bestätigen, dass politische und/oder
ökonomische turbulente Zeiten die Pro-
testbereitschaft noch weiter in die Höhe 
treiben können.                                        
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7) Die Teilnahme an Demonstrationen   
Der Anteil der Befragten, die sich innerhalb 
der vergangenen zwölf Monate an einer ge-
nehmigten Demonstration beteiligt haben, 
nach Altersgruppen und Bildungsniveau 

Quelle: European Social Survey kumuliert, 2002-2010
In der Türkei ist die Gruppe 61+ Jahre mit hohem Bildungs-
niveau wegen zu geringer Fallzahl nicht ausgewiesen.
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  S           oziale Netzwerke werden in erster Linie nicht dazu ge-
nutzt, neue Freunde zu finden, sondern um bereits vor-
handene »Offline-Freunde« im sogenannten realen Le-

ben auch in der »Online-Welt« zu treffen (Boyd/Ellison 2007). 
Es kann deshalb davon ausgegangen werden, dass es so zu ei-
ner Verschmelzung dieser beiden scheinbar getrennten Le-
benswelten kommt (Neumann-Braun/Autenrieth 2011; Bun-
desministerium für Frauen, Senioren, Familie und Jugend 
2013). Ereignisse in realen Lebenswelten werden häufig online 
nachbesprochen, während die nächsten Party-, Konzert- oder 
Kinobesuche vorbesprochen und organisiert werden. 

Die Daten der Studie »Medien, Kultur und Sport bei jun-
gen Menschen« (MediKuS), die vom Deutschen Jugendinstitut 
und dem Deutschen Institut für Internationale Pädagogische 
Forschung durchgeführt wurde, bestätigen diese Annahme der 
Entgrenzung (Grgic/Züchner 2013). Demnach haben die Be-
fragten im Alter von 9 bis 24 Jahren zu 90 Prozent Freundschaf-
ten, die sie auf Sozialen Netzwerkseiten pflegen und auch per-

sönlich treffen. Dies zeigt, dass junge Menschen die Medien 
dazu nutzen, sich mit Gleichaltrigengruppen zu vernetzen und 
mit ihnen zu kommunizieren.

Mit Freunden können junge Menschen auf einer anderen 
Ebene Erfahrungen sammeln und Verhaltensweisen einüben, als 
sie dies in hierarchisch strukturierten Gruppen wie Familie oder 
Schule könnten (Alt/Bayer 2012). Peergroups tragen deshalb we-
sentlich zur Identitätsentwicklung bei. Neue Medien unterstüt-
zen diesen Prozess sowohl durch ihre nahezu ständige Verfüg-
barkeit als auch durch ihr attraktives Angebot: Es schafft im 
Leben junger Menschen neue Lebensräume, in die diese sich zu-
rückziehen und abseits der Erwachsenenwelt ihre Persönlichkeit 
formen können (Süss/Hipeli 2010). Soziale Netzwerke bieten 
über Kommentarfunktionen und Statusmeldungen zusätzlich 
eine Art »Peer-Review-System«, in dem Jugendliche Identitäts-
entwürfe und Lebensstile austesten und Feedback von Gleich-
altrigen bekommen (Neumann-Braun/Autenrieth 2011). Sie 
können etwa das YouTube-Video vom neuen Lieblingslied auf 

Treffpunkt Facebook
Von Michael Holzmayer

Soziale Netzwerke sind bei Jugendlichen inzwischen das wichtigste Kommunikationsmittel. Dass sie 

dadurch vereinsamen könnten, muss aber nicht befürchtet werden.

Die Daten der Studie »Medien, Kultur und Sport bei jun-
gen Menschen« (MediKuS), die vom Deutschen Jugendinstitut 
und dem Deutschen Institut für Internationale Pädagogische 
Forschung durchgeführt wurde, bestätigen diese Annahme der 
Entgrenzung (Grgic/Züchner 2013). Demnach haben die Be-
fragten im Alter von 9 bis 24 Jahren zu 90 Prozent Freundschaf-
ten, die sie auf Sozialen Netzwerkseiten pflegen und auch per-

rückziehen und abseits der Erwachsenenwelt ihre Persönlichkeit
formen können (Süss/Hipeli 2010). Soziale Netzwerke bieten 
über Kommentarfunktionen und Statusmeldungen zusätzlich
eine Art »Peer-Review-System«, in dem Jugendliche Identitäts-
entwürfe und Lebensstile austesten und Feedback von Gleich-
altrigen bekommen (Neumann-Braun/Autenrieth 2011). Sie 
können etwa das YouTube-Video vom neuen Lieblingslied auf 
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ren, sind zu einem höheren Anteil täglich online (70 Prozent) 
als jene, die sich keiner Clique zugehörig fühlen (61 Prozent). 
Auch übt die Cliquenzugehörigkeit einen größeren Einfluss 
auf die Internetnutzung aus als andere Faktoren wie Alter, Ge-
schlecht oder »kulturelles Kapital« im Elternhaus. So nutzen 
62 Prozent der Cliquenmitglieder Soziale Netzwerke wie Face-
book, Google+ oder Xing häufig, während diese nur von 46 
Prozent derjenigen Jugendlichen genutzt werden, die sich kei-
ner Clique zugehörig fühlen. Das treibende Motiv für die Nut-
zung von Sozialen Netzwerken ist, Kontakt mit Freunden zu 
haben. Motive wie Langeweile oder das Kennenlernen neuer 
Freunde spielen dagegen eine untergeordnete Rolle.

Soziale Netzwerke bieten Möglichkeiten, die vor einigen 
Jahren noch undenkbar waren. Durch sie können viele Bekann-
te auch online erreicht und sichtbar gemacht werden. Über Face-
book und andere Netzwerke ist es wesentlich einfacher, mit 
Freundinnen und Freunden in Verbindung zu treten, zu denen 
man nur selten persönlichen Kontakt hat. Ebenso lassen sich 
frühere Mitschülerinnen und Mitschüler wiederfinden oder 
»eingeschlafene« Freundschaften zu neuem Leben erwecken.

Stärkere Mediennutzung führt nicht zur 
Vereinsamung Jugendlicher

Persönliche Treffen sind nach wie vor die häufigste Kommu-
nikationsform für junge Menschen (siehe Grafik). 75 Prozent 
der 13- bis 17-Jährigen treffen sich »häufig« mit Freundinnen 
und Freunden. Die face-to-face-Kommunikation ist demnach 
die beliebteste Art, sich auszutauschen. Das zeigt, dass die zu-
nehmende Mediennutzung nicht als Gefahr für die Vereinsa-
mung junger Menschen gesehen werden kann. Es sollte deshalb 
weniger von »Vereinsamung durch das Internet« gesprochen 
werden, sondern vielmehr von »Verstärkung sozialer Bezie-
hungen durch das Internet« und der damit verbundenen »Ver-
wurzelung der ›Online-Welt‹ mit der ›Offline-Welt‹«. Es über-
rascht aber, dass Soziale Netzwerke für die Kommunikation 
mit Freundinnen und Freunden mittlerweile häufiger genutzt 
werden als SMS oder Telefonate, die bei Jugendlichen weiterhin 
sehr beliebt sind. 

Offensichtlich findet gegenwärtig ein Bedeutungswandel der 
verschiedenen Kommunikationsformen statt, bei dem internet-
abhängige Dienste wie Soziale Netzwerke und »Instant Messag-
ing« (Programme wie etwa »WhatsApp« oder »Skype«, mit 
denen sich Nutzerinnen und Nutzer gratis Kurznachrichten 
schicken können) herkömmliche Dienste wie SMS oder Telefo-
nate in ihrer Wichtigkeit ablösen. Zwar werden SMS-Nachrich-
ten voraussichtlich auch in den nächsten Jahren nicht verschwin-
den, es kann jedoch davon ausgegangen werden, dass die 
internetabhängige Kommunikation weiter an Bedeutung gewin-
nen wird. Die Gründe für diese Verschiebung in der Rangfolge 
liegen in der ansteigenden Verbreitung von Smartphones, den 
dazugehörigen Internetflatrates und den damit verbundenen 

die Pinnwand stellen, das von Freundinnen und Freunden an-
gesehen und kommentiert wird. Dadurch entstehen halb-öffent-
liche Diskussionen, die zur Identitätsentwicklung beitragen.

Soziale Netzwerke werden vor allem von  
Jugendlichen in Cliquen benutzt

In der MediKuS-Studie wurde die Zugehörigkeit zu einer Clique 
als Indikator für die Vernetzung junger Menschen in Gleichaltri-
gengruppen verwendet. Diese Vorgehensweise hat sich bereits 
bei der Studie »Medienhandeln Jugendlicher« (Meister u.a. 
2009) oder dem Kindersurvey (Zinnecker/Silbereisen 1996) be-
währt. Als Cliquen werden Gleichaltrigengruppen verstanden, 
die lokal begrenzt sind und sich in der Regel aus Freundinnen 
und Freunden aus der Schule, der Nachbarschaft oder dem 
Sportverein zusammensetzen (Tillmann/Vollbrecht 2006).

Im Folgenden werden die 13- bis 17-Jährigen genauer ana-
lysiert, da Soziale Netzwerke und Peers bei Jugendlichen eine 
wichtige Rolle für die Identitätsentwicklung spielen: 72 Pro-
zent der Mädchen und Jungen dieser Altersgruppe fühlen sich 
einer Clique zugehörig. Jugendliche, die einer Clique angehö-
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Quelle: MediKuS 2011/12; n=1.784; 13- bis 17-Jährige; Angaben in Prozent

*SNS steht für »Social Network Sites« wie etwa Facebook oder Google+.
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Downloads von Apps der jeweiligen Netzwerkdienste (Medien-
pädagogischer Forschungsverbund Südwest 2012).

Viele Eltern sind besorgt, wenn ihre Kinder stundenlang 
vor dem Computer sitzen. Das Internet bietet viele Möglich-
keiten für nicht-altersgerechte und auch gefährliche Inhalte 
und Kontakte. Im Zusammenhang mit negativen Erfahrungen 
im Internet zeigen sich große Altersunterschiede, die sich mit 
der stärkeren Nutzung der »Online-Welt« mit zunehmendem 
Alter erklären lassen. Laut einer Studie des Bundesverbands 
Informationswirtschaft, Telekommunikation und neue Medi-
en (Bitkom) sind 6 Prozent der 10- bis 12-Jährigen und bereits 
29 Prozent der 16- bis 18-Jährigen im Internet beleidigt oder 
belästigt worden (Bitkom 2011). 

Cybermobbing ist ein Phänomen, das wegen der Anony-
mität und der enormen Reichweite und Schnelllebigkeit des 
Internets für mögliche Täterinnen und Täter eine besondere 
Plattform bietet. Die Anonymität erleichtert auch die Kon-
taktaufnahme und das Arrangieren von persönlichen Tref-
fen mit Jugendlichen. Nach den Daten der MediKuS-Studie 
sind in der Altersgruppe von 13 bis 17 Jahren 11 Prozent der 
Mädchen und 2 Prozent der Jungen sexuell belästigt worden 
(Holzmayer 2013). 

Je mehr Medienkompetenz Jugendliche haben, 
desto geringer sind die Risiken

Dennoch dürfen Neue Medien nicht von Grund auf als nega-
tiv betrachtet werden. Wenn sich junge Menschen in der 
»Online«-Welt bewegen, sind sie – wie auch in der »Offline«-
Welt – Gefahren und Risiken ausgesetzt. Aber: »Nicht das Netz 
als solches ist gut oder böse – allenfalls seine Inhalte« (Bege-
mann u.a. 2011, S. 29). Die Ergebnisse verschiedener Studien 
machen deutlich, dass verstärkte Aufklärungsarbeit notwen-
dig ist, sowohl bei den Kindern und Jugendlichen als auch bei 
deren Eltern. Risikoreiches Verhalten im Internet, wie etwa der 
offene Umgang mit persönlichen Daten, ist zumeist Resultat 
mangelnder Medienkompetenz, die gefördert werden muss. 
Sowohl Jugendliche als auch Eltern sollten sich dieser Gefah-
ren im Netz bewusst sein und über die notwendige Vorsicht 
und Kompetenz verfügen, um solche Risiken zu erkennen und 
folglich auch zu vermeiden.

Neue Medien werden nicht selten als Beziehungs- und So-
zialitätsstifter gesehen (Lange/Theunert 2008). Teilweise wird 
sogar vermutet, dass der Einfluss der klassischen Sozialisati-
onsinstanzen wie Familie oder Schule stark geschmälert wird 
und die Neuen Medien neben den Gleichaltrigengruppen ins 
»Zentrum aller Erziehungs- und Sozialisationsmilieus« rücken 
(Ferchhoff 2010, S. 192). Berücksichtigt man die Ergebnisse der 
MediKuS-Studie, so zeigt sich, dass Neue Medien weniger als 
eigenständige Sozialisationsinstanz gesehen werden können, 
sondern ein Kommunikationsmedium sind, durch das der Ein-
fluss der Gleichaltrigengruppe gestärkt wird.                       
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Das Bundesjugendkuratorium (BJK) empfiehlt 
in seiner aktuellsten Stellungnahme eine Me-
dien- und Netzpolitik, die sich konsequent an 

den Belangen junger Menschen orientiert. 
Unter dem Titel »Souveränität und Verant-
wortung in der vernetzten Medienwelt« for-
muliert es Anforderungen an eine kinder- 
und jugendorientierte Netzpolitik, die res-
sortübergreifend und interdisziplinär ausge-
richtet werden sollte. Das BJK betont das 
Recht junger Menschen auf Unterstützung 
und Förderung, um die neuen Potenziale ei-
ner vernetzten Medienwelt ebenso selbstbe-
stimmt wie verantwortlich zu nutzen. Medien-
kompetenzförderung muss aus Sicht des BJK 

als gesetzlicher Regelungstatbestand begrif-
fen werden und alle Bildungs- und Erziehungs-
orte junger Menschen umfassen. Schutz- und 
Förderleistungen an ihren Schnittstellen auf-
einander zu beziehen, schließt Familie und 
Kindertagesbetreuung genauso ein wie Kin-
der- und Jugendarbeit oder Schule. Insgesamt 
bedarf es eines netzpolitisch koordinierten 
Vorgehens, das einheitliche Rahmenbedin-
gungen für ein gemeinsames Aufwachsen von 
Kindern und Jugendlichen in ganz Deutsch-
land schafft.

Die Konferenz findet vom 3. bis 5. Oktober 2013 unter der Schirmherr-
schaft von Dr. Christine Bergmann, Bundesministerin für Familie, Seni-
oren, Frauen und Jugend a.D., in Potsdam statt. Veranstalter sind die 
Universität Potsdam, das Deutsche Institut für Menschenrechte und 
das Deutsche Institut für Erwachsenenbildung sowie das Deutsche Ju-
gendinstitut. Für die Bildungswege der Kinder und Jugendlichen ist 
entscheidend, ob sie es mit Pädagoginnen und Pädagogen zu tun ha-
ben, die sie anerkennen und ermutigen oder die sie demütigen und 
verletzen. Wohlbefinden und Lernen hängen auch davon ab, wie sehr 
die pädagogischen Interaktionen von responsiven oder destruktiven 
Handlungsmustern geprägt sind. Die Qualität pädagogischer Bezie-
hungen ist sowohl für persönliche Erfahrungen der Lernenden und für 
die Verwirklichung ihrer Menschenrechte als auch für das Wohlbefin-
den der Lehrenden und für eine demokratische Erziehung bedeutsam. 
Die Potsdamer Konferenz soll auf das bisher in seiner persönlichen und 
gesellschaftlichen Bedeutung zu wenig beachtete Thema aufmerk-

sam machen und will alltägliche, bildungspolitische und wissenschaft-
liche Impulse zur nachhaltigen Verbesserung pädagogischer Beziehun-
gen geben. Zielgruppen sind Lehrkräfte und pädagogische Fachkräfte 
aus allen pädagogischen Praxisfeldern sowie Personen aus Bildungspo-
litik und Wissenschaft. Die Konferenzgebühren sind – dank der Unter-
stützer – günstig, um die Teilnahme allen Interessierten, zum Beispiel 
auch Studierenden, zu ermöglichen.

Unterstützt wird die Konferenz durch die Gewerkschaft Erziehung 
und Wissenschaft, die Max-Traeger-Stiftung und die Hamburger Stif-
tung zur Förderung von Wissenschaft und Kultur.
Veranstaltungsort: Universität Potsdam, Campus Griebnitzsee, Haus 
6, August-Bebel-Str. 89, 14482 Potsdam

Programm und Anmeldung: http://paed-beziehung-2013.com, 
Flyer und Poster können angefordert werden bei: kinderrechte@uni-
potsdam.de 

Deutschlands größte Sozialmesse mit Fachkongress »ConSozial« 
findet am 6. und 7. November 2013 im Messezentrum Nürnberg 
statt. Die Messe steht unter dem Motto »Soziales unternehmen: 
Zwischen Grundsatz und Umsatz«. Der Informationsstand des Deut-
schen Jugendinstituts befindet sich in Halle 7A (Standnummer 706). 
Das DJI veranstaltet darüber hinaus gemeinsam mit ConSozial einen 
Kita-Kongress zum Thema »Zwischen Quantität und Qualität: Was 
Kinder brauchen«. Dabei werden aktuelle Anforderungen an päda-

gogische Fachkräfte ebenso diskutiert wie die Arbeitsbedingungen 
im Praxisfeld der Kindertagesbetreuung. 

Veranstaltungsort: Messezentrum Nürnberg 

Programm und Anmeldung: www.consozial.de  
Ausführlichere Informationen zum Kita-Kongress stehen unter  
www.kita-kongress.consozial.de. 

TAGUNGEN

Konferenz »Kinderrechte und die Qualität pädagogischer Beziehungen« 

15. ConSozial

Die Stellungnahme ist unter www.bundesjugendkuratorium.de erhältlich.
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 Wie entwickelt sich die Kindertagespflege in Deutschland
Tagesmütter und -väter sind ein wichtiges Element beim Ausbau 
des Betreuungsangebots für Kinder unter drei Jahren. Das DJI be-
gleitet die Entwicklung in der Kindertagespflege seit den 1970er-
Jahren. Aktuell legt es einen Evaluationsbericht vor, in dem Befun-
de zum quantitativen und qualitativen Ausbau dieser 
Betreuungsform von 2009 bis 2012 an 160 Modellstandorten in 
Deutschland vorgestellt werden, mit Erkenntnissen zu regional 
stark variierenden Formen der Gewinnung, Vermittlung und Quali-
fizierung von Tagespflegepersonen. Ebenfalls abgeschlossen sind 
mit dem »Kompetenzprofil Kindertagespflege« die Vorarbeiten für 
ein neues Qualifizierungshandbuch, das am DJI erstellt wird.

 www.dji.de//thema/1303

 Der DJI-Kinder-Migrationsreport: Kinder mit fremden 
Wurzeln in Deutschland
Rund ein Drittel der Kinder unter 15 Jahren in Deutschland hat 
einen Migrationshintergrund. Gleichwohl sind von diesen 90 
Prozent in Deutschland geboren, 70 Prozent haben die deut-
sche Staatsbürgerschaft. Die meisten leben in Familien mit ho-
hem sowie mittlerem Berufs- und Bildungsniveau. Und obwohl 
die Mehrheit der Kinder mit Zuwanderungshintergrund nicht in 
Armut lebt, verfügen sie deutlich häufiger als Kinder ohne Mig-
rationshintergrund über nur geringe kulturelle, soziale und 
ökonomische Ressourcen im Elternhaus.

 www.dji.de//thema/1305

LEHRAUFTRÄGE IM WINTERSEMESTER 2013/14

 Dr. Vicki Täubig
hat den Ruf der Universität Siegen auf die Juniorpro-
fessur für Bildungsforschung mit dem Schwerpunkt 
»Informelles Lernen im Jugendalter« zum 1. August 
2013 angenommen.

 Dr. Barbara Rink
hat ihre Promotion mit dem Titel »Leben und Auf-
wachsen in marginalisierten Lebensräumen – Bewälti-
gungsstrategien männlicher Jugendlicher. Ein deutsch-
französischer Vergleich« bei Prof. Dr. Franz Hamburger 
im Fach Pädagogik an der Johannes Gutenberg-Uni-
versität Mainz erfolgreich abgeschlossen. Die Promoti-
on ist im Wissenschaftlichen Verlag Berlin erschienen.

 Dr. Claudia Krell
hat ihre Promotion mit dem Titel »Anonyme Geburt 
und Babyklappen. Adoptionsprozesse im Kontext ano-
nymer Kindesabgabe« bei Prof. Dr. Sabine Walper im 
Fach Psychologie an der Ludwig-Maximilians-Universität 
München erfolgreich abgeschlossen. Die Promotion ist 
im Münchner Mensch und Buch Verlag erschienen.

PERSONELLES

Dr. Kerstin Hein, Anna Proske
 Wissenschaft Soziale Arbeit IV-Forschungsprojekt

Hochschule München

Tina Friederich, Dr. Regine Schelle
 Pädagogik der Heterogenität und Differenz

Katholische Stiftungsfachhochschule München

Dr. Sabrina Hoops
 Qualitative Methoden in der empirischen 

Sozialforschung
Pädagogische Hochschule Ludwigsburg

Melanie Mengel
 Gesundheit und Krankheit – Die Perspektive 

der Pädagogik
Technische Hochschule Nürnberg

Anita Meyer
 Weiterbildungsmasterstudiengang »Social Work«

Katholische Stiftungsfachhochschule München/Benediktbeuern

Dagmar Müller
 Gemeinsam zum Erfolg? Berufliche Karrieren 

von Frauen und Männern in Paarbeziehungen
Technische Universität Dortmund

Dr. habil. Uli Pötter
 Semiparametrische Regression

Ruhr-Universität Bochum

Prof. Dr. Claus J. Tully
 Didaktik der Technik

Freie Universität Bozen

Nina Weimann-Sandig
 Einführung in die Soziologie

Evangelische Hochschule Nürnberg

Ursula Winklhofer
 Kindheit und Jugend in Deutschland

Ludwig-Maximilians-Universität München
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Astrid Kerl-Wienecke, Gabriel Schoyerer, Lucia Schuhegger 

Kompetenzprofil Kindertagespflege in den ersten drei Lebensjahren

Berlin: Cornelsen Verlag 2013  |  192 Seiten  |  19,95 EUR  |  ISBN 978-3-589-24797-4  

Die Reflexion der pädagogischen Anforderungen der Kindertagespflege im Kontext zur familialen 
Nähe sowie die tätigkeitsbezogenen Anforderungen der Selbstständigkeit sind die zentralen inhaltlichen 
Bezugspunkte dieser Studie. Die Leitfrage lautet: Über welche Kompetenzen muss eine Kindertages-
pflegestelle verfügen, damit ihr Bildungs-, Erziehungs- und Betreuungsauftrag gelingen kann? Die Stu-
die leistet einen Beitrag zur pädagogischen und curricularen Weiterentwicklung des Feldes sowie zur 
Anbahnung von Voraussetzungen für die Anschlussfähigkeit der Kindertagespflege an die frühpädago-
gischen Anteile in den pädagogischen Berufsausbildungen. Das Kompetenzprofil Kindertagespflege 
kann Bildungsträgern und fachpolitisch Verantwortlichen dazu dienen, die Grundqualifizierung zu 
vertiefen und zu erweitern sowie die Fort- und Weiterbildung von Tagespflegepersonen weiter auszuge-

stalten. Von den Fachdiensten kann es zur Kompetenzeinschätzung von Bewerberinnen und Bewerbern im Rahmen 
der Eignungsprüfung sowie als Grundlage von Entwicklungsgesprächen mit Tagespflegepersonen eingesetzt werden.

Bezug
pflegestelle v
die leistet e
Anbah
gis

Simone Hess (Hrsg.)

KompetenzprofilKindertagespflege
in den ersten drei Lebensjahren

Astrid Kerl-Wienecke, Gabriel Schoyerer, Lucia Schuhegger 

Deutsches Jugendinstitut München (Hrsg.) 

STARTING STRONG III – Eine Qualitätstoolbox für die  
frühkindliche Bildung, Betreuung und Erziehung

München: Deutsches Jugendinstitut 2013  |  474 Seiten  |   Kostenlos erhältlich unter www.dji.de/icec

Die Publikation setzt sich mit der Qualität der frühkindlichen Bildung, Betreuung und Erziehung 
aus internationaler Perspektive auseinander. Entlang fünf politischer Ansatzpunkte und Qualitäts-
dimensionen (Ziele und gesetzliche Regelungen, Curricula, Fachkräfte, Einbeziehung von Familien und Ge-
meinwesen, Monitoring) werden Handlungsempfehlungen und praktische Beispiele zur Qualitätsentwicklung aus un-
terschiedlichen OECD-Ländern präsentiert. Die Toolbox will damit die Politikgestaltung im Bereich früher Bildung 
und Betreuung unterstützen. Mit der Herausgabe der deutschen Übersetzung von »Starting Strong III« möchte das 
Deutsche Jugendinstitut (DJI) einen Strang der internationalen Qualitätsdebatte für die bundesdeutsche Diskussion 
zugänglich machen und zur Auseinandersetzung mit ihr einladen. Das internationale Zentrum Frühkindliche Bildung, 
Betreuung und Erziehung (ICEC) am DJI hat die Übersetzung der englischen Originalausgabe fachlich begleitet.

Starting Strong III
EINE QUALITÄTT TÄÄ S-T- OOLBOXOO FÜR DIE FRÜHKINDLICHEBILDUNG, BETREUUNG UND ERZIEHUNG

Hans-Böckler-Stiftung (Hrsg.), Nora Gaupp

Wege in Ausbildung und Ausbildungslosigkeit

Bedingungen gelingender und misslingender Übergänge in Ausbildung von Jugendlichen mit Hauptschulbildung
Düsseldorf: Hans-Böckler-Stiftung 2013  |  120 Seiten  |  18 EUR  |   ISBN 987-3-86593-176-4  |  Bezug über den 
Buchhandel, über die Website der Hans-Böckler-Stiftung (www.boeckler.de) oder unter der Bestellnummer 13277 bei 
Setzkasten GmbH Düsseldorf (mail@setzkasten.de)

Jugendliche und junge Erwachsene haben eine Reihe von Entwicklungsaufgaben zu bewältigen, 
wie den Auszug aus dem Elternhaus, den Aufbau einer Partnerschaft, ökonomische Selbstständig-
keit oder Schritte der Identitätsentwicklung. Für die Jugendphase zentral ist zudem der Übergang 
von der Schule in die Arbeitswelt. Übergangswege haben sich in den letzten Jahrzehnten zeitlich 
ausgedehnt, individualisiert und de-standardisiert und wurden zunehmend komplexer und anspruchsvoller. Die vor-
liegende Studie fragt nach dem Beitrag »weicher« Faktoren für das Gelingen aber auch Misslingen von Übergängen in 
Ausbildung: Welche Personen sind für den Verlauf der Übergangsbiografien junger Erwachsener bedeutsam? Sind 
Übergangsbiografien eher Ergebnis aktiver Gestaltung durch die jungen Erwachsenen oder eher Ergebnis von Gele-
genheiten und Zufällen? Welchen Einfluss haben kritische biografische Ereignisse? Und schließlich: Welche Hinweise 
geben die Ergebnisse auf Fördermöglichkeiten von Übergängen in der pädagogischen Praxis? Das Projekt wurde 
finanziert durch die »Aktion Mensch« und die Hans-Böckler-Stiftung.

Bezug nur 

über den 

Buchhandel
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Frank Greuel, Michaela Glaser (Hrsg.)

Ethnozentrismus und Antisemitismus bei Jugendlichen mit Migrationshintergrund

Erscheinungsformen und pädagogische Praxis in der Einwanderungsgesellschaft
Halle: Deutsches Jugendinstitut 2012  |  148 Seiten  |  ISBN 978-3-86379-088-2

 Kostenlos erhältlich unter www.dji.de/bibs/96_15504_Ethnozentrismus_Antisemitismus_%20bei_
%20Jugendlichen_mit_Migrationshintergrund.pdf

Ethnozentrismus und Antisemitismus sind nicht nur bei herkunftsdeutschen Jugendlichen 
verbreitet, sondern finden sich ebenfalls bei Jugendlichen mit Migrationshintergrund. In 
diesem Sammelband wird zunächst ein Überblick über empirische Erkenntnisse zu den Phä-
nomenen Ethnozentrismus und Antisemitismus bei Jugendlichen mit Migrationshintergrund 
gegeben, bevor auf ausgewählte Phänomene und Migrantengruppen in Einzelbeiträgen einge-
gangen wird. Abschließend werden die Ergebnisse einer Studie der Herausgeber präsentiert, in 
der pädagogische Projekte, die zu diesen Themen mit jungen Menschen arbeiten, zu ihren 
Vorgehensweisen sowie zu Erfahrungen in der Arbeit mit diesen Zielgruppen befragt wurden.

nomene
gegeben, be
gangen 
der

René Schultens, Michaela Glaser (Hrsg.)

»Linke« Militanz im Jugendalter

Befunde zu einem umstrittenen Phänomen  |  Halle: Deutsches Jugendinstitut 2013  |  144 Seiten  |  ISBN 978-3-86379-089-9
 Kostenlos erhältlich unter birke@dji.de oder als Download-Version unter: www.dji.de/afs_modul

Seit Beginn der 1990er-Jahre konzentrierte sich die öffentliche wie auch die wissenschaftliche Auseinan-
dersetzung mit politischer Jugendgewalt vor allem auf Erscheinungsformen des jugendlichen Rechtsext-
remismus, der seit den Pogromen von Rostock, Hoyerswerda und Mölln im Zentrum der Aufmerksam-
keit stand. Seit einiger Zeit erregen aber auch Gewalthandlungen junger Menschen, die dem politischen 
linken Lager zugeordnet werden, wieder verstärkte gesellschaftliche Aufmerksamkeit: Gewalttätige Aus-
einandersetzungen bei Anti-Nazi-Demonstrationen oder im Zuge der Antiglobalisierungsproteste, aber 
auch das sogenanntes »Abfackeln« von Luxuslimousinen in deutschen Großstädten sind Anlass für eine 
kontrovers geführte Debatte, wie solche Manifestationen jugendlicher Militanz zu bewerten sind und wie eine demokratische 
Gesellschaft darauf reagieren sollte. Doch wie stellt sich der Gegenstand dieser Kontroverse aus wissenschaftlicher Sicht und aus 
der Perspektive von Praktikerinnen und Praktikern dar, die mit diesen Phänomenen in ihrer beruflichen Praxis konfrontiert wer-
den? Welche Herausforderungen ergeben sich daraus für die jugendpolitische und jugendpädagogische Auseinandersetzung? Die-
sen Fragen ging ein DJI-Hearing mit Expertinnen und Experten aus Wissenschaft und Praxis nach, dessen Ergebnisse in diesem 
Band dokumentiert werden. Ergänzt wird die Dokumentation durch eine kommentierte Literaturauswahl. 
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Ursula Winklhofer u.a.

Re-play – Raising awareness of the value of play

Results of the Re-play Survey in eight European Cities  |  München: Deutsches Jugendinstitut 2013  |  127 Seiten   
 Kostenlos erhältlich bei Andrea Martin (martin@dji.de)  

An dem durch die Europäische Kommission geförderten Projekt »Re-play – Raising awareness of the 
value of play (Mehr Bewusstsein für die Bedeutung des Spiels)« waren insgesamt acht Partnerländer 
beteiligt. Ein wesentliches Ziel des Projekts bestand darin, Einblicke in die Bedürfnisse und Einstel-
lungen von Kindern, Eltern, Lehrkräften, lokalen Entscheidungsträgerinnen und -trägern und Nichtregierungsorganisationen 
(NGO) zum Thema Spiel zu gewinnen. Dazu wurden drei miteinander verbundene quantitative Befragungen (Kinder, Eltern, 
Lehrkräfte) und eine qualitative Erhebung (kommunale Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträger, NGOs) durchge-
führt. Themen der Befragung von Kindern und Jugendlichen waren die Art der Spielaktivitäten, die für das Spielen verfügbare 
Zeit und die zur Verfügung stehenden Spielorte, die Bedeutung von Spiel und Freizeit für die Kinder und Jugendlichen sowie die 
Einstellungen der Eltern zu ihren Spielaktivitäten. Die Broschüre bietet eine Zusammenfassung der Ergebnisse dieser internatio-
nalen Studie (englisch, Zusammenfassung der wichtigsten Ergebnisse auf Deutsch).
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  Welche Unterstützung Eltern erhalten – und welche sie benötigen / In: Hurrel-
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roten Linie. Analysen von und Erfahrungen mit Praxisansätzen der Rechtsextre-
mismusprävention. Schwalbach/Ts. 2013, S. 255–266

Mariana Grgic, Michael Holzmayer, Ivo Züchner
  Medien, Kultur und Sport im Aufwachsen junger Menschen: Das Projekt 

MediKuS / In: Diskurs, Heft 1/2013, S. 105–111

Martina Heitkötter, Sabine Walper
  Architekten der Familie / In: Deutsche Habammenzeitschrift, Heft 3/2013, 

S. 62–65

Johanna Possinger

Vaterschaft im Spannungsfeld von Erwerbs- und Familienleben

»Neuen Vätern« auf der Spur   
Wiesbaden: Springer VS 2013  |  316 Seiten  |  49,99 EUR  |  ISBN: 978-3-658-00708-9  

Väter wollen heute mehr sein als nur finanzielle Ernährer, sie haben den Wunsch, Verantwortung 
auch bei der direkten Fürsorgearbeit ihrer Kinder zu übernehmen. Ungeachtet dieses egalitären 
Anspruchs überwiegt in den meisten Familien in Deutschland eine überwiegend traditionelle 
Aufteilung von Erwerbs- und Familienarbeit. Auf einer explorativen Spurensuche nach den 
»neuen Vätern« beleuchtet Johanna Possinger Gründe für diese Lücke zwischen Wunsch und 
Wirklichkeit und widmet sich der in der Familienforschung noch unzureichend beantworteten 
Frage, wie sich Väter während, aber auch unabhängig von der Elternzeit an der Fürsorgearbeit für 
ihre Kinder beteiligen. Die Autorin setzt an der Perspektive der Väter selbst an und untersucht, wie 
diese ihre Verpflichtungsbalance zwischen Beruf und Sorgearbeit organisieren, auf welche Hindernisse 
sie dabei stoßen und welche Strategien sie zur Bewältigung ihres Vereinbarkeitsdilemmas entwickeln.

Mariana Grgic, Ivo Züchner

Medien, Kultur und Sport

Was Kinder und Jugendliche machen und ihnen wichtig ist  |  Die MediKuS-Studie   
Weinheim/Basel: Beltz-Juventa 2013  |  279 Seiten  |  24,95 EUR  |  ISBN 978-3-7799-2914-7  

Der Band stellt die Ergebnisse der Studie »Medien, Kultur und Sport bei jungen Menschen« 
(MediKuS) des Deutschen Jugendinstituts (DJI) und des Deutschen Instituts für Internationale 
Pädagogische Forschung (DIPF) dar, einer bundesweiten Befragung von knapp 5.000 9- bis 
24-Jährigen, die zu ihren medialen, musisch-künstlerischen und sportlichen Aktivitäten befragt 
wurden. Dabei wird der Stellenwert dieser Aktivitäten für Kinder und Jugendliche (Intensität, 
Motive, Zugänge, freiwilliges Engagement), die Relevanz verschiedener Orte, die Rolle der Fami-
lie und Peers, die soziale Vernetzung in Jugendszenen sowie die Funktion des Internets und sozi-
aler Netzwerke im Aufwachsen deutlich.
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Mercator-Institut für Sprachförderung und Deutsch als Zweitsprache (Hrsg.) unter Mitarbeit von Michaela Hopf

Qualitätsmerkmale für Sprachstandsverfahren im Elementarbereich 

Ein Bewertungsrahmen für fundierte Sprachdiagnostik in der Kita  |  Köln 2013  |  42 Seiten  |   Kostenlos erhältlich unter www.mercator-institut-
sprachfoerderung.de/fileadmin/user_upload/Institut_Sprachfoerderung/Mercator-Institut_Qualitaetsmerkmale_Sprachdiagnostik_Kita_Web.pdf

Eine bedarfsgerechte Sprachförderung muss möglichst früh ansetzen, um allen Kindern optimale 
Startchancen in ihre Schullaufbahn zu ermöglichen. Dass das insbesondere die Sprachdiagnostik im 
Elementarbereich betrifft, hat die Bildungspolitik bereits erkannt: Zwischen 2002 und 2008 haben 14 
Bundesländer Verfahren eingeführt, um den sprachlichen Entwicklungsstand der vier- bis fünfjährigen 
Kinder festzustellen und angemessene Sprachfördermaßnahmen noch vor dem Schuleintritt einzulei-
ten. Die angewendeten Testverfahren variieren jedoch stark, einheitliche Qualitätsmerkmale gibt es 
bislang nicht. Bund und Länder haben mehrfach angekündigt, einheitliche Standards für Sprachstand-
tests entwickeln zu wollen, zuletzt im Nationalen Aktionsplan Integration. Das »Mercator-Institut für 
Sprachförderung und Deutsch als Zweitsprache« unterstützt dieses Ziel. Eine eigens dafür initiierte 
Expertenkommission hat jetzt erstmals Qualitätsmerkmale für Sprachstandverfahren im Elementarbe-
reich entwickelt. Dieser Bewertungsrahmen definiert aus psychologischer, pädagogischer, sprachthera-
peutischer und linguistischer Perspektive, welche Kriterien für Sprachstandverfahren gelten sollten, um 
den Sprachstand jedes Kindes sowohl vergleichbar als auch wissenschaftlich fundiert zu ermitteln.
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Susanne Johansson
  Was ist (nicht) messbar? Zu den Wirkungen von Programmen zur Rechtsextre-

mismusprävention / In: Journal für politische Bildung, Heft 2/2013, S. 28–36

Karin Jurczyk
  Flexible work: Implications of the social meaning of children

In: Ellingsaeter, Anne Lise / Jensen, Margritt / Lie, Merete (Hrsg.): The social  
meaning of children and fertility change in Europe. London/New York 2013,  
S. 48–67

  Plädoyer für den Eigensinn im Privaten
In: Blickpunkt Jugendhilfe, Heft 1/2013, S. 14–16

Metka Kuhar, Herwig Reiter
  Towards a concept of parental authority in adolescence / In: Center for Educa-

tional Policy Studies (CEPS) Journal, Heft 2/2013, S. 135–155

Tilly Lex, Julia Zimmermann
  Unsicherheit und Komplexität nehmen laufend zu / In: Jugendpolitik. Fachzeit-

schrift des Deutschen Bundesjugendrings, Heft 1/2013, S. 20–25

Tilly Lex, Boris Geier
  Übergänge in die berufliche Ausbildung bei bildungsbenachteiligten Jugendli-

chen: Neuere Entwicklungen und Herausforderungen / In: DRK (Hrsg.): Reader 
Schulsozialarbeit – Band 1. Aktuelle Beiträge und Reflexionen eines vielschichti-
gen Theorie- und Praxisfeldes. Berlin 2013, S. 132–137

Johanna Possinger
  Ich würde mich gerne zerreißen – Väter im Spannungsfeld von Erwerbs- 

und Familienleben
In: Kinder- und Jugendarzt, Heft 2/2013, S. 54–57

Thomas Rauschenbach
  Zwischen Mangel und Modernisierung / In: Jantowski, Andreas (Hrsg.): Thillm. 

2013 – Gemeinsam leben. Miteinander lernen. Bad Berka 2013, S. 44–49
  Neue Bildungsallianzen. Eine Herausforderung für die Kinder- und Jugendar-

beit. / In: Jugend inside, Heft 1/2013, S. 3–5

Thomas Rauschenbach, Matthias Schilling
  Das U3-Projekt – zum Platz- und Personalbedarf / In: Arbeitsgemeinschaft für 

Kinder- und Jugendhilfe (AGJ; Hrsg.): Chancen und Herausforderungen des Aus-
baus der Kindertagesbetreuung für unter Dreijährige. Berlin 2013, S. 27–39

  Ökonomische, rechtliche und fachpolitische Rahmenbedingungen der Kinder-
tagesbetreuung / In: Fried, Lilian / Roux, Susanna (Hrsg.): Handbuch Pädagogik 
der frühen Kindheit. 3. Auflage. Berlin 2013, S. 44–55

Thomas Rauschenbach, Jens Pothmann
  Zukunft der Kinder- und Jugendarbeit im demografischen Wandel – 

ein Ausblick / In: In: ZB – Beiträge zur Jugendarbeit in Südtirol und Tirol,  
Heft 1/2013, S. 6–7

Yvonne Kaiser, Matthias Spenn, Michael Freitag, Thomas Rauschenbach, Mike Corsa (Hrsg.)

Handbuch Jugend. Evangelische Perspektiven

Opladen/Berlin/Toronto: Verlag Barbara Budrich 2013  |  530 Seiten  |  39,90 EUR  |  ISBN 978-3-8474-0074-5

Das Handbuch informiert über die Arbeit mit Jugendlichen in den evangelischen Kirchen und der evan-
gelischen Jugendverbandsarbeit und stellt die Bandbreite und Vielfalt der Handlungsfelder und Arbeits-
formen umfassend dar. Es zeigt die gesellschaftlichen und kirchlichen Bedingungen sowie die konzeptio-
nellen Zusammenhänge auf und beschreibt aktuelle Entwicklungsperspektiven. Die Themen Jugend, 
Jugendliche und Arbeit mit Jugendlichen werden in fachwissenschaftlicher, gesellschaftlicher und kirchlicher Pers-
pektive reflektiert. Ihre Bedeutung für Gesellschaft und Kirchen, die Auswirkungen gesellschaftlicher und kirchlicher 
Entwicklungen für Jugendliche und für die Arbeit mit Jugendlichen werden herausgearbeitet, die Vielfalt der Praxis 
evangelischer Arbeit mit Jugendlichen vorgestellt und Anregungen und Orientierungen für die Praxis gegeben.
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Karin Jurczyk, Sabine Walper (Hrsg.)

Gemeinsames Sorgerecht nicht miteinander verheirateter Eltern

Wiesbaden: Springer VS 2013  |  385 Seiten  |  34,99 EUR  |  ISBN 978-3-658-00349-4

Wie passen rechtliche Regelungen, individuelles Verhalten sowie gesellschaftliches Verständnis von 
»elterlicher Sorge« zusammen? Vor dem Hintergrund der aktuellen juristischen Debatte um das 
gemeinsame Sorgerecht nicht miteinander verheirateter Eltern dokumentiert dieses Buch neueste 
wissenschaftliche Befunde. Vorgestellt werden unter anderem Auswertungen der amtlichen Statistik, 
insbesondere Ergebnisse eigener quantitativer und qualitativer Befragungen von Eltern, die zum 
Zeitpunkt der Geburt eines gemeinsamen Kindes nicht miteinander verheiratet waren, sowie von 
einschlägigen Fachkräften aus Standes- und Jugendämtern. Diese Ergebnisse werden im Kontext juristi-
scher Analysen diskutiert, die einen internationalen Vergleich und die rechtshistorische Entwicklung umfassen.
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Birgit Reißig
  Übergänge im Jugendalter sind immer stärker differenziert

In: Jugendpolitik, 2012/2013, S. 6–10

Birgit Reißig, Franciska Mahl
  Berufsorientierung im regionalen Übergangsmanagement: Anforderungen, 

Handlungsaufgaben und Entwicklungsperspektiven / In: Brüggemann, Tim /  
Rahn, Sylvia (Hrsg.): Berufsorientierung. Ein Lehr- und Arbeitsbuch. Münster 
2013, S. 348–356

Birgit Reißig, Frank Tillmann
  DropOut und prekäre Übergänge – Exklusions- und Ausgrenzungsrisiken im 

Jugend- und jungen Erwachsenenalter / In: Forum Erziehungshilfen. Heft 1/2013, 
S. 22–25

Birgit Reißig, Frank Braun
  Die Förderinitiative des Bundes »Regionales Übergangsmanagement«: 

Entwicklungen und Handlungsempfehlungen aus Sicht der wissenschaftlichen  
Begleitung / In: Arbeitsgemeinschaft Weinheimer Initiative (Hrsg.): Lokale  
Bildungsverantwortung. Kommunale Koordinierung beim Übergang von der  
Schule in die Arbeitswelt. Stuttgart 2013, S. 138–147

Alexandra Sann
  Praxisportrait: Spielend lernen mit Opstapje

In: Stange, Waldemar / Krüger, Rolf / Henschel, Angelika / Schmitt, Christof 

(Hrsg.): Erziehungs- und Bildungspartnerschaften. Praxisbuch zur Elternarbeit. 
Wiesbaden 2013, S. 115–122

  Was Familien am Start brauchen. Zur Notwendigkeit »Früher Hilfen«
In: Wir schaffen das! Familie weiter denken. Ein Handbuch für Ehrenamtliche.  
Caritas-Konferenzen Deutschlands e.V. Freiburg 2013, S. 11–14

Michaela Schier
  Multilokale Wohnarrangements von Müttern, Vätern und ihren Kindern nach 

Trennung und Scheidung / In: Schwedes, Oliver (Hrsg.): Räumliche Mobilität  
in der zweiten Moderne. Freiheit und Zwang bei Standortwahl und Verkehrs-
verhalten. Berlin 2013, S. 189–212

Claus Tully
  Konsum im Jugendalltag zwischen Moden und Nachhaltigkeit / In: Spieß, Erika 

(Hrsg.): Konsumentenpsychologie. München, S. 137–149
  Mobiles Telefon – Das Gadget der Ablösung und Kontaktpflege / In: Deinet, 

Ulrich / Sturzenhecker, Benedikt (Hrsg.): Handbuch Offene Kinder- und Jugendar-
beit. 4. völlig erweiterte und überarbeitete Auflage. Wiesbaden 2013, S.197–200

Claus Tully, Claudio Alfaraz
  La configuración de relaciones espaciales y la tecnología en la vida cotidiana 

de los jovenes / In: Rodrigez, German Gil / Lopez Blasco, Andreu / Muños, Luis B. 
(Hrsg.): Jovenes y ciudad. Espacios de la relación y protesta. Valencia 2012,  
S. 217–234

Melihan Cinar, Katrin Otremba, Monika Stürzer, Kirsten Bruhns

Kinder-Migrationsreport

Ein Daten- und Forschungsüberblick zu Lebenslagen und Lebenswelten von Kindern mit Migrationshintergrund   
München: Deutsches Jugendinstitut 2013  |  400 Seiten  |  ISBN 978-3-86379-101-8   

 Kostenlos erhältlich unter www.dji.de/bibs/Kinder-Migrationsreport.pdf oder als Druckfassung über fsphalle@dji.de

Der Kinder-Migrationsreport vermittelt Erkenntnisse zur familiären Situation und Sozialisation von 
Kindern mit Migrationshintergrund in Deutschland, zu deren frühkindlicher Bildung und Betreuung, 
zu ihrem Schulbesuch und Schulalltag sowie zu ihrer Freizeitgestaltung. Differenzierungen, unter 
anderem nach Migrationsstatus, Alter und Geschlecht, eröffnen teilweise neue Perspektiven auf die 
Gruppe »der« Kinder mit Migrationshintergrund. Soweit solche Unterscheidungen möglich sind, 
schärfen sie darüber hinaus den Blick auf Ähnlichkeiten und Unterschiede in den Lebenslagen und 
Lebenssituationen von Kindern mit und ohne Zuwanderungsgeschichte. Grundlage der Ergebnisse 

des Kinder-Migrationsreports sind statistische Daten sowie Resultate repräsentativer Erhebungen. Vorliegende Befunde wurden 
ergänzt durch eigene kindbezogene Auswertungen von Daten des Mikrozensus und des DJI-Surveys »Aufwachsen in Deutsch-
land« (AID:A). Mit einem Überblick über die im Report aufgegriffenen Studien, mit der Bewertung der Datenlage und der Be-
nennung des Forschungsbedarfs erlaubt der Kinder-Migrationsreport einen Einblick in die Bedeutung, aber auch in Mängel und 
Lücken der wissenschaftlichen Forschung in Deutschland zum Thema Kinder mit Migrationshintergrund. 
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Nationales Zentrum Frühe Hilfen (Hrsg), Reinhart Wolff, Uwe Flick, Timo Ackermann,  
Kay Biesel, Felix Brandhorst, Stefan Heinitz, Mareike Patschke, Gundula Röhnsch

Aus Fehlern lernen – Qualitätsmanagement im Kinderschutz

Konzepte, Bedingungen, Ergebnisse  |  Opladen/Berlin/Toronto: Verlag Barbara Budrich 2013  
297 Seiten  |  36 EUR  |  ISBN 978-3-8474-0105-6 

Im Zuge der breiten Erörterung tödlicher Kindes-
misshandlungsfälle ist Risiko- und Fehlerforschung 
im Kinderschutz zu einer wichtigen Aufgabe gewor-
den. Dieser Band stellt die Ergebnisse des ersten um-
fassenden Fehlerforschungs- und Qualitätsentwick-
lungsprojekts im kommunalen Kinderschutz in 
Deutschland vor. Die Autorinnen und Autoren zei-
gen, welche Bedingungen zu professionellen Fehl-
schlägen im Kinderschutz führen können und wie 
man im Dialog mit allen Akteurinnen und Akteuren 
aus diesen Fehlern lernen kann.

KomDat 1/2013

 Kostenlos erhältlich unter www.akjstat.tu-dortmund.de/komdat

Die Auswertungen im aktuellen KomDat-Heft belegen 
den Trend zur Ausweitung der öffentlichen Verantwor-
tung für das Aufwachsen von Kindern und Jugendli-
chen, den auch der 14. Kinder- und Jugendbericht 
feststellte. In den letzten zehn Jahren haben sich die 
Ausgaben der Kinder- und Jugendhilfe um 50 Prozent 
auf über 30 Milliarden Euro erhöht – vor allem wegen des Ausbaus der Kin-
dertagesbetreuung. Das Heft informiert außerdem über die Integration von 
Kindern mit Behinderung sowie über Entwicklungen im Kinderschutz.
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Das DEUTSCHE JUGENDINSTITUT E. V. ist ein 
außeruniversitäres sozialwissenschaftliches For-
schungsinstitut. Seine Aufgaben sind anwendungs-
bezogene Grundlagenforschung über die Lebensver-
hältnisse von Kindern, Jugendlichen und Familien, 
Initiierung und wissenschaftliche Begleitung von 
Modellprojekten der Jugend- und Familienhilfe so-
wie sozialwissenschaftliche Dienstleistungen. Das 
Spektrum der Aufgaben liegt im Spannungsfeld von 
Politik, Praxis, Wissenschaft und Öffentlichkeit.

Das DJI hat dabei eine doppelte Funktion: Wis-
senstransfer in die soziale Praxis und Politikberatung 
einerseits, Rückkoppelung von Praxiserfahrungen in 
den Forschungsprozess andererseits. Träger des 1963 
gegründeten Instituts ist ein gemeinnütziger Verein  
mit Mitgliedern aus Institutionen und Verbänden der 
Jugendhilfe, der Politik und der Wissenschaft. Der  
institutionelle Etat wird überwiegend aus Mitteln 
des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frau-
en und Jugend (BMFSFJ) und zu einem kleineren Teil 
von den Bundesländern finanziert. Im Rahmen der 
Projektförderung kommen weitere Zuwendungen 
auch vom Bundesministerium für Bildung und For-
schung (BMBF) sowie unter anderem von Stiftungen, 
der Europäischen Kommission und von Institutionen 
der Wissenschaftsförderung. Dem Kuratorium des DJI 
gehören Vertreterinnen und Vertreter des Bundes, 
der Länder, des Trägervereins und der wissenschaftli-
chen Mitarbeiterschaft des DJI an.

Das DJI hat zurzeit folgende Forschungsabtei-
lungen: Kinder und Kinderbetreuung, Jugend und  
Jugendhilfe, Familie und Familienpolitik, Zentrum für 
Dauerbeobachtung und Methoden sowie den For-
schungsschwerpunkt »Übergänge im Jugendalter«, 
ferner eine Außenstelle in Halle (Saale).
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mit

Editorial

Wenn der jüngst vorgestellte 14. Kinder- und Jugendbe-richt von der „Kinder- und Jugendhilfe in neuer Verant-wortung“ spricht, so ist damit vor allem auch eine ins-gesamt ausgeweitete öffentliche Verantwortung für das Aufwachsen von Kindern, Jugendlichen und jungen Er-wachsenen gemeint. Die Beiträge dieser Ausgabe bele-gen dies einmal mehr. Um mehr Verantwortung zu über-nehmen, reichen keine Lippenbekenntnisse, sondern es muss mehr Geld in die Hand genommen werden. Für das Jahr 2011 haben sich die Ausgaben auf nunmehr über 30 Mrd. EUR erhöht, etwa 50% mehr als noch 10 Jahre zuvor. Ein Gro teil dieser Mittel ie t in die e pan-dierende Kindertagesbetreuung. Hier bedeutet Verant-wortungsübernahme nicht nur, Betreuungskapazitäten zu vergrößern, sondern auch für eine angemessene Personalausstattung zu sorgen und die Teilhabe von Kindern mit Behinderung zu organisieren – zwei weitere Themen dieser Ausgabe. Schließlich wird eine alte wie neue Verantwortung der Kinder- und Jugendhilfe in den Blick genommen – der Schutz von Kindern und Jugend-lichen. Zum Funktionieren der Verantwortungsgemein-schaft von Familiengericht und Jugendamt haben wir den „Unruheständler“ Prof. Wiesner befragt und um eine Kommentierung der Zahlen hierzu gebeten. 
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Anhaltend konstanter Ausgabenanstieg in der Kinder- und Jugendhilfe
Analysen zu den Aufwendungen 2011 unter besonderer Berücksichtigung der Kindertagesbetreuung
Der Ausgabenanstieg in der Kinder- und Jugendhilfe ist weiterhin ungebrochen. Im Vergleich zum Vorjahr sind die Aus-

gaben 2011 erneut um 5,7% gestiegen. Zuletzt wurden 30,5 Mrd. EUR für Aufgaben und Leistungen der Kinder- und 

Jugendhilfe in den öffentlichen Haushalten nachgewiesen. Die Zunahme bei den finanziellen Aufwendungen ist auf den 

Ausbau der Angebote in der Kindertagesbetreuung und auf die Hilfen zur Erziehung zurückzuführen. Bei Letzteren zeigt 

sich allerdings eine Verlangsamung des Ausgabenanstiegs.Niedrigere Steigerungsraten – Gesamtentwicklung zwischen 2010 und 2011 Zwischen den Haushaltsjahren 2010 und 2011 sind die öffentlich nachgewiesenen Ausgaben für die Kinder- und Jugendhilfe auf das neue „Allzeithoch“ von 30,5 Mrd. EUR gestiegen. Im Vergleich zum Vorjahr handelt es sich um einen Zuwachs von 1,64 Mrd. EUR bzw. 5,7% (vgl. Tab. 1). Somit fällt die Steigerung der nanziellen Aufwendungen etwas geringer aus als zwischen 2009 und 2010 (+7,4%; vgl. Schilling 2012). Dennoch sind es Mehraufwendungen, die deutlich über der Preissteigerungsrate für den Bil-dungsbereich liegen. Der so genannte BIP-De ator, der in der Bildungs nanzberichterstattung verwendet wird, weist eine Steigerung von knapp 0,8% zwischen 2010 und 2011 aus. Infolgedessen muss man preisbereinigt von einer Steigerung der Ausgaben für die Kinder- und Jugendhilfe von 4,8% ausgehen.
Die Ausgabensteigerung hat sich mit fast 1,39 Mrd. EUR hauptsächlich in Westdeutschland vollzogen (+5,8%). In Ostdeutschland sind hingegen die Ausgaben lediglich um 174 Mio. EUR gestiegen (+3,8%).

Tab. 1: Ausgaben und Einnahmen für die Kinder- und Ju-gendhilfe (Deutschland, West- und Ostdeutschland; 2010 und 2011; in Mio. EUR)

2010 2011 Veränderungen
abs. in %Ausgaben insgesamt 28.893 30.530 1.637 5,7davon:

Westdeutschl. (inkl. Berlin) 24.060 25.445 1.385 5,8Ostdeutschland 4.600 4.774 174 3,8Oberste Bundesjugendb.1 233 310 77 33,2Einnahmen insgesamt 2.616 2.634 18 0,7Reine Ausgaben insg. 26.277 27.896 1.619 6,21 Die hier ausgewiesenen Ausgaben der Obersten Bundesjugendbe-
hörde für die Kinder- und Jugendhilfe sind nur die direkten Zahlungen 
an die sogenannten „Letztempfänger“. Die Ausgaben des Bundes für 
die Förderung des Ausbaus U3 in Höhe von 4 Mrd. EUR bis 2013 wer-
den hier nicht nachgewiesen, da diese Gelder an die Länder weiterge-
leitet und durch die Kommunen verausgabt werden.Quelle: StaBa: Statistiken der Kinder- und Jugendhilfe – Ausgaben und 
Einnahmen, versch. Jahrgänge; eigene Berechnungen
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  Die Gegenwart erforschen, 
die Zukunft denken
 Forschung über Kinder, Jugendliche und Familien an der Schnittstelle  
 zwischen Wissenschaft, Politik und Praxis 

Der neu entstandene Deutsche Qualifikationsrahmen (DQR) stuft Bachelor-Ausbildungen 
an Hochschulen als gleichwertig mit Fachschulausbildungen ein. Im frühpädagogischen 
Arbeitsfeld stehen damit Qualifikationen von Kindheitspädagoginnen und Kindheitspäd-
agogen auf dem gleichen DQR-Niveau wie Qualifikationen von Erzieherinnen und Erzie-
hern. Der DQR löst die in Deutschland bislang übliche Abgrenzung von beruflichen und 
akademischen Ausbildungen partiell auf. Wie ändert sich nun das Verhältnis von Berufsbil-
dung und Studium – und welche Auswirkungen hat dies für die entsprechenden Erwerbs-
biografien? Das Buch analysiert diese Probleme für das Feld der Frühpädagogik und stellt 
einen Gesamtzusammenhang zur Entwicklung der personenbezogenen Dienstleistungen 
her. Es analysiert, welche Hoffnungen und Befürchtungen mit der Entwicklung des DQR 
verbunden sind und zeichnet die entstandene Kontroverse nach. Sind derartige Konflikte 
auch in anderen Berufsfeldern zu erwarten?
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